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Kraftwerkssicherheitsgesetz  

Neue Ausschreibungen für 
wasserstofffähige Gaskraftwerke 
und Langzeitspeicher für Strom  

Konsultation nach Ziffer 4.1.3.4 der Leitlinien für staatliche 

Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2022 

 

A. Einleitung 

I. Hintergrund und Ziel der Maßnahmen 

(1) Die Bundesregierung stellt im Rahmen des Wachstumspakets für die Wirtschaft 

Eckpunkte für ein Kraftwerkssicherheitsgesetz (KWSG) zur Umsetzung der 

Kraftwerksstrategie vor. Im Vorgriff auf die spätere Einrichtung eines technologieoffenen 

und wettbewerblichen Kapazitätsmechanismus sollen durch das 

Kraftwerkssicherheitsgesetz insgesamt 12,5 Gigawatt (GW) an Kraftwerkskapazität und 

500 Megawatt (MW) an Langzeitstromspeichern ausgeschrieben werden. Das 

Kraftwerkssicherheitsgesetz wird in zwei Säulen umgesetzt: 

(2) Erste Säule: Es werden fünf Gigawatt neue wasserstofffähige Gaskraftwerke und zwei 

Gigawatt Modernisierungsprojekte ausgeschrieben. Diese Kraftwerke müssen spätestens 

am ersten Tag des achten Jahres nach ihrer Inbetriebnahme auf 100% Wasserstoffbetrieb1 

umstellen. Hinzu kommen Ausschreibungen neuer sogenannter Wasserstoffsprinter-

kraftwerke im Umfang von 500 MW, die von Beginn an allein mit Wasserstoff (H2) 

 

1 Siehe hierzu Abschnitt B.I.1b 
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betrieben werden. Zudem werden Langzeitstromspeicher im Umfang von 500 MW 

ausgeschrieben. Diese Maßnahmen werden bei der Europäischen Kommission 

beihilferechtlich als Dekarbonisierungsmaßnahme gemäß Abschnitt 4.1. der Leitlinien für 

staatliche Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen (KUEBLL) notifiziert.  

(3) Zweite Säule: Es werden weitere fünf Gigawatt an neuen Gaskraftwerken 

ausgeschrieben. Diese Maßnahme wird als Maßnahme zur Versorgungssicherheit gemäß 

Abschnitt 4.8. der KUEBLL notifiziert.  

(4) Als dritte Säule soll ein umfassender Kapazitätsmechanismus im Jahr 2028 operativ 

sein. Alle im Rahmen der ersten beiden Säulen bezuschlagten Kraftwerke werden ab 2028 

in geeigneter Weise und unter Ausschluss von Doppelförderungen in den neuen 

Kapazitäts-mechanismus integriert.  

(5) Die Ausschreibungen für alle drei Säulen stellen sicher, dass Kraftwerke an system-

dienlichen Standorten gebaut werden. Insgesamt soll mit dem Kraftwerkssicherheitsgesetz 

sehr schnell ein substantieller Zubau von neuen Kraftwerken erfolgen, die in jedem Fall im 

zukünftigen treibhausgasneutralen Energiesystem gebraucht werden.  

(6) Die Bundesregierung hat in ihrem Koalitionsvertrag vereinbart, dass 80 % des Brutto-

stromverbrauchs von 680-750 Terawattstunden (TWh) im Jahr 2030 aus erneuerbaren 

Energien stammen sollen. Die zukünftige Stromversorgung speist sich nach den Plänen der 

Bundesregierung – neben Wasserkraft, Bioenergie und Geothermie – zum größten Teil aus 

den fluktuierenden Energieträgern Windenergie an Land und Windenergie auf See sowie 

aus Solarenergie.  

(7) In Zeiten mit wenig Wind und Sonne decken in Zukunft steuerbare Kapazitäten, d. h. 

Kraftwerke und Speicher die Residuallast (ergänzt durch flexible Lasten). Steuerbare 

Kraftwerke können den Strom langfristig treibhausgasneutral aus erneuerbaren 

Brennstoffen wie Wasserstoff erzeugen. Wasserstoff ist deshalb ein zentraler 

brennstoffbasierter Energieträger für eine sichere Stromversorgung in der Zukunft. Er 

ermöglicht insbesondere eine dekarbonisierte Stromerzeugung zur Deckung der 

Residuallast und die Langzeitspeicherung von Strom für den Ausgleich saisonaler 

Schwankungen im Angebot von Windenergie und Photovoltaik.  

(8) Die Nationale Wasserstoffstrategie zeichnet das Zielbild der Rahmenbedingungen für 

die Wasserstoffnutzung in Deutschland für das Jahr 2030 und die Zeit bis zum Jahr 2045, 

bündelt die Maßnahmen der Bundesregierung und setzt staatliche Leitplanken für 

Erzeugung, Transport und Nutzung von Wasserstoff und seinen Derivaten in allen 

Bereichen. Sie beschreibt auch den Aufbau eines Leitungsnetzes für Wasserstoff.  

(9) Das Kraftwerkssicherheitsgesetz des Bundesministeriums für Wirtschaft und 

Klimaschutz (BMWK) ergänzt und verstärkt die Nationale Wasserstoffstrategie und zielt 

darauf ab, in substantiellem Umfang neue, steuerbare, moderne, hochflexible und 

klimafreundliche Erzeugungskapazitäten auf Basis von Wasserstoff zu schaffen. Die 

Wasserstoff-Nachfrage durch die Kraftwerke leistet dabei einen Beitrag für den 

Wasserstoffhochlauf insgesamt. Daneben sollen Langzeitstromspeicher geschaffen 

werden.  
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(10) Zum Hintergrund und zu den Zielen dieser neuen Ausschreibungen zählen 

insbesondere:  

• Einsparungen von Kohlendioxid (CO2) durch die Umstellung der Kraftwerke von 

Gas auf den H2-Betrieb zu erreichen, 

• den Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft im Kraftwerksbereich anzustoßen, 

insbesondere durch: 

o Anreize für die technologische Entwicklung und Erprobung von 

Wasserstoffkraftwerken, 

o Anreize für den Aufbau von Produktionskapazitäten für den Bau von 

Wasserstoffkraftwerken und die Produktion sowie den Transport und die 

saisonale Speicherung von Wasserstoff, 

o Anreize zur Entwicklung und Errichtung der erforderlichen 

Wasserstoffinfrastruktur für den Kraftwerksbereich, 

• die Transformation des Stromsektors zu einem vollständig dekarbonisierten 

Stromsystem zu unterstützen,  

• die Versorgungssicherheit mit Strom jederzeit auf hohem Niveau sicherzustellen 

und damit gleichzeitig den Kohleausstieg abzusichern. 

(11) Die Kraftwerke sollen jeweils überwiegend im sogenannten „netztechnischen Süden“ 

Deutschlands zugebaut werden, um Redispatchkosten zu senken und zur Netzstabilität 

beizutragen. 

II. Gegenstand der Konsultation 

(12) Gegenstand der vorliegenden Konsultation ist ausschließlich die erste Säule des 

Kraftwerkssicherheitsgesetzes. Dazu gehören konkret folgende Elemente: 

• Ausschreibungen für 5 GW neue wasserstofffähige Gaskraftwerke mit 

Umstiegsfahrplan: Voraussetzung für die Förderung dieser Kraftwerke ist, dass 

sie so errichtet werden, dass sie kurzfristig und mit geringem Aufwand auf 100% 

Wasserstoffbetrieb umgestellt werden können (Wasserstofffähigkeit bzw. H2-

Readiness). Diese Kraftwerke müssen spätestens am ersten Tag des achten Jahres 

nach ihrer Inbetriebnahme auf den Betrieb mit 100% Wasserstoff umstellen. 

• Ausschreibungen für 2 GW bestehende Gaskraftwerke, die im Rahmen einer 

Modernisierung zu einem wasserstofffähigen Gaskraftwerke umgerüstet werden, 

so dass sie später kurzfristig und mit geringem Aufwand auf 100% 

Wasserstoffbetrieb umgestellt werden können. Voraussetzung für die Förderung 

der Modernisierung dieser Kraftwerke ist ebenfalls, dass sie spätestens am ersten 
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Tag des achten Jahres nach ihrer Modernisierung auf den Betrieb mit 100% 

Wasserstoff umstellen. 

• Ausschreibungen für 0,5 GW Wasserstoffsprinterkraftwerke, d.h. Kraftwerke, 

die bereits ab Inbetriebnahme mit 100% Wasserstoff betrieben werden. 

• Ausschreibungen für 0,5 GW Langzeitstromspeicher, d.h. Anlagen, die Strom 

mittels eines Speichermediums über längere Zeit und in großen Mengen 

kostengünstig speichern können. 

(13) Ziel der Konsultation ist es, der Öffentlichkeit die Möglichkeit zur Stellungnahme zu 

den hier skizzierten Maßnahmen zu geben und die Rückmeldungen aus der öffentlichen 

Konsultation in die sich anschließende politische Gestaltung und rechtliche Umsetzung 

einfließen zu lassen.  

(14) Neben den neuen Maßnahmen, die auch steuerbare Erzeugungsleistung anreizen, gibt 

es weitere, bereits bestehende Instrumente, die ebenfalls steuerbare Erzeugungsleistung 

anreizen. Dazu gehören insbesondere das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG) sowie 

die Biomasse- und Biomethan-Ausschreibungen auf Grundlage des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes (EEG). Diese bestehenden Regelungen sind nicht Bestandteil der vorliegenden 

Konsultation. 

III. Rechtliche Einordnung der vorliegenden Konsultation 

(15) Mit der vorliegenden Konsultation erfüllt das BMWK für die Bundesregierung ihre 

Verpflichtung nach Ziffer 4.1.3.4 der Leitlinien für staatliche Klima-, Umweltschutz- und 

Energiebeihilfen 2022 (ABl. C 2022 Nr. 80/1, KUEBLL). Danach ist die Bundesregierung 

verpflichtet, Fördermaßnahmen, bei denen der geschätzte durchschnittliche Beihilfebetrag 

150 Mio. EUR pro Jahr oder mehr beträgt, sechs Wochen lang öffentlich zu konsultieren 

(dazu unter B.) und dabei wesentliche Aspekte der beihilferechtlichen Rechtfertigung 

(dazu unter C.) zur Diskussion zu stellen.  

IV. Evaluierung  

(16) Im Jahr 2028 wird das Kraftwerkssicherheitsgesetz durch das BMWK evaluiert 

werden. Die Evaluierung wird wissenschaftlich begleitet und berücksichtigt insbesondere 

Aspekte wie Brennstoffpreisentwicklungen, Markthochläufe und den Fortschritt des 

Ausbaus des Wasserstoffkernnetzes. 

V. Stellungnahmefrist, Veröffentlichung, weiteres Verfahren 

(17) Das BMWK bittet interessierte Verbände, Unternehmen und sonstige betroffene 

Organisationen und Personen mit dem vorliegenden Konsultationspapier um 

Stellungnahme zu den vorgeschlagenen neuen Maßnahmen einschließlich zur 

Angemessenheit und zu den Auswirkungen der vorgeschlagenen neuen Maßnahmen auf 
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den Wettbewerb sowie zu einzelnen Aspekten der beihilferechtlichen Rechtfertigung. Das 

BMWK bittet um Stellungnahmen so bald wie möglich, spätestens aber bis zum  

23.10.2024. 

Für die Teilnahme an der öffentlichen Konsultation ist eine vorherige formlose Anmeldung 

unter der nachstehenden Email-Adresse erforderlich. Nach der Anmeldung wird allen 

Interessenten ein Link zu einem Online-Fragebogen für die Teilnahme an der Konsultation 

zugeschickt.   

konsultation.kwsg@bmwk.bund.de 

(18) Das BMWK wird sodann die Stellungnahmen auswerten und im weiteren Verfahren 

berücksichtigen. Das BMWK wird zudem eine Auswertung der Konsultation 

veröffentlichen. Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse werden dabei gewahrt. Ein Link zur 

Auswertung der Konsultation wird der Europäischen Kommission zusammen mit der 

offiziellen Anmeldung der Maßnahme zum Zweck der beihilferechtlichen Genehmigung 

zur Verfügung gestellt werden. 

(19) Mit der Teilnahme an der öffentlichen Konsultation räumen die Verfasser dem BMWK 

die Nutzungsrechte für die zeitlich unbefristete Veröffentlichung ihrer Stellungnahme auf 

der Internetseite des BMWK ein. Dabei werden Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

gewahrt. 

(20) Zu Stellungnahmen von Interessenvertreter/-innen, die im Lobbyregister registriert 

sind, ist die Lobbyregisternummer anzugeben.  
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B. Ausschreibungs- und Förderdesign für neue Wasserstoffkraftwerke 
und Langzeitspeicher für Strom 

I. Wasserstofffähige Gaskraftwerke – Ausschreibungen für kurzfristig auf den 
Betrieb mit 100% Wasserstoff umrüstbare Kraftwerke 

(21) Das erste Ausschreibungssegment, die Ausschreibungen für kurzfristig auf 100% 

Wasserstoff umrüstbare Kraftwerke im Umfang von sieben Gigawatt, soll Kraftwerke 

fördern, die Strom auf Basis von gasförmigen Brennstoffen erzeugen. Sie können zunächst 

für einen Übergangszeitraum Erdgas verstromen. Voraussetzung der Förderung ist jedoch, 

dass die Kraftwerke spätestens am ersten Tag des achten Jahres nach der Inbetriebnahme 

den Betrieb auf Wasserstoff umstellen und die Nutzung von fossilen Brennstoffen 

vollständig einstellen.  

(22) Durch die Ausschreibung und den Bau dieser Kraftwerke soll die Transformation des 

Kraftwerksparks im Sinne der dargestellten Ziele parallel zum Bau der notwendigen 

Wasserstoffnetzinfrastruktur angestoßen werden. Zugleich soll die Ausschreibung die 

Voraussetzungen dafür schaffen, dass der Umstieg auf eine Stromerzeugung mit 

Wasserstoff ohne Zeitverzug erfolgen kann. Die Größe der Transformationsaufgabe sowie 

lange Innovations- und Investitionszeiträume erfordern einen zeitnahen Beginn der 

Ausschreibungen. 

1. Gebotsfähige Projekte 

a. Neue und modernisierte wasserstofffähige Gaskraftwerke 

(23) Zu den Ausschreibungen zugelassen werden sowohl Projekte für Neuanlagen als auch 

Projekte für modernisierte Bestandsanlagen im Umfang von insgesamt sieben Gigawatt.  

• Neuanlagen sind Anlagen aus fabrikneuen Anlagenteilen nach dem aktuellen Stand 

der Technik, die entweder an einem Standort errichtet werden, an dem zuvor 

überhaupt keine Stromerzeugungsanlage betrieben wurde oder an einem Standort, 

an dem zuvor keine Stromerzeugungsanlage betrieben wurde, die Strom auf Basis 

von gasförmigen Brennstoffen erzeugt hat. Für die Frage der Zuordnung eines 

spezifischen Brennstoffs zu einem Standort ist der in der oder den betreffenden 

Anlage(n) an dem betreffenden Standort in den letzten drei Jahren genutzte 

Hauptbrennstoff entscheidend. Anlagenteile im vorstehenden Sinn sind sämtliche 

wesentlich die Effizienz einer Anlage bestimmende Anlagenteile, sodass auch ein 

Neubau im Bestand grundsätzlich als Neuanlage im vorstehenden Sinne 

einzuordnen sein wird, soweit die weiteren vorstehend skizzierten 

Voraussetzungen im Hinblick auf den Standort erfüllt werden.  

• Als modernisierte Bestandsanlagen gelten demgegenüber sämtliche Projekte für 

Anlagen, mit denen an einem Standort ein bestehendes Kraftwerk modernisiert 

wird. Für modernisierte Bestandsanlagen wird eine Mindestinvestitionstiefe als 

Teilnahmebedingung vorgeschrieben, um solche Projekte auszuschließen, die im 

Zweifel ohne eine Investitionskostenförderung selbständig zu gegebener Zeit auf 
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einen CO2-armen Betrieb umrüsten werden. Die Mindestinvestitionstiefe beträgt 70 

Prozent der Kosten einer möglichen Neuerrichtung eines wasserstofffähigen 

Gaskraftwerks. Von der Investitionstiefe der Modernisierung ist die Förderung 

abhängig, denn die Bieter für modernisierte Bestandsanlagen bieten auf die 

Investitionskosten für ein neues, hypothetisches Kraftwerk gleicher Art und 

gleicher Leistung und erhalten dann einen Anteil ihres Gebots entsprechend der 

Modernisierungstiefe. Die Modernisierungstiefe ist das Verhältnis der tatsächlichen 

Modernisierungskosten zu den Investitionskosten für die Neuerrichtung des 

hypothetischen Kraftwerks gleicher Art und gleicher Leistung. Die Modernisierung 

setzt voraus, dass wesentliche die Effizienz bestimmende Anlagenteile 

ausgetauscht worden sind und die Modernisierung den elektrischen Wirkungsgrad 

der Anlage um mindestens 20 Prozentpunkte gesteigert hat (wesentliche 

Effizienzsteigerung).  

(24) Durch die Ausschreibungen soll vorrangig der Bau neuer wasserstofffähiger 

Gaskraftwerke angereizt werden, weil die Realisierung derartiger Projekte deutlich mehr 

Zeit in Anspruch nimmt als die Modernisierung von Bestandsanlagen. Deshalb ist es das 

Ziel der Bundesregierung, mit dem Neubau entsprechender Kraftwerke frühzeitig zu 

beginnen. Aus diesem Grund werden bei den Ausschreibungen insgesamt fünf Gigawatt 

von sieben Gigawatt Ausschreibungsvolumen für Neuanlagen „reserviert“.  

(25) In der Praxis wird dies durch eine anfängliche gesonderte Gebotsreihung für Gebote 

für Neuanlagen umgesetzt (1. Reihung), wobei diese Anlagen maximal bis zur Erreichung 

des für Neuanlagen reservierten Ausschreibungsvolumens bezuschlagt werden. Danach 

erfolgt eine erneute gemeinsame Gebotsreihung für alle noch nicht bezuschlagten Gebote 

für Projekte für Neuanlagen und Projekte für Bestandsanlagen (2. Reihung), wobei diese 

Gebote maximal bis zur Erreichung des gesamten Ausschreibungsvolumens bezuschlagt 

werden. Somit stehen insgesamt maximal zwei Gigawatt Ausschreibungsvolumen auch 

modernisierten Bestandsanlagen neben Neuanlagen offen.  

(26) Die Förderung kann pro Anlage nur einmal in Anspruch genommen werden – 

entweder als Neuanlage oder als Modernisierungsförderung. Eine bereits nach dem 

Förderregime als Neuanlage errichtete oder als Bestandsanlage modernisierte 

wasserstofffähige Anlage kann nicht noch einmal eine Modernisierungsförderung in 

Anspruch nehmen. 

b. Verbindliches Umstiegsdatum für Wasserstoffbetrieb, Auslaufen des zulässigen 
Erdgasbetriebs 

(27) Voraussetzung für die Förderung ist, dass sämtliche Anlagen spätestens am ersten 

Tag des achten Jahres nach Inbetriebnahme oder Wiederinbetriebnahme im Falle einer 

Modernisierung (Umstiegsdatum) so umgestellt und betrieben werden, dass sie Strom mit 

100% Wasserstoff erzeugen und keine fossilen gasförmigen Brennstoffe sowie Ammoniak 

mehr nutzen.  

(28) Die Anforderung von 100 % Wasserstoffbetrieb umfasst dabei zwei Dimensionen. 

Zum einen ist damit gemeint, dass ausschließlich Wasserstoff zur Verstromung eingesetzt 

wird. Dies schließt den bivalenten Betrieb mit Erdgas oder anderen fossilen Brennstoffen 

wie leichtem Heizöl u.a. nach dem Umstiegsdatum der neuen und modernisierten 



 

 

8 

wasserstofffähigen Gaskraftwerke aus. Zum anderen bedeutet dies die Verwendung von 

reinem Wasserstoff, womit eine Beimischung von Erdgas, anderen fossilen Brennstoffen 

oder auch Ammoniak ausgeschlossen wird. Kleinere Verunreinigungen im Wasserstoff (bis 

zu 2 Prozent Volumenanteil) sind hiervon ausgenommen. 

(29) Um sicherzustellen, dass die geförderten Kraftwerke zur Dekarbonisierung beitragen, 

ist Voraussetzung für die Förderung, dass ab diesem Umstiegszeitpunkt die Verstromung 

von fossilen Brennstoffen wie Erdgas oder dessen Beimischung ebenso wie die 

Verbrennung von Ammoniak nicht mehr erfolgt. Gleichzeitig besteht ab diesem Zeitpunkt 

eine Mindesterzeugungsverpflichtung von Strom aus 100% Wasserstoff (hierzu unter B. I. 

2.a.). Werden die Anforderung der Betriebsumstellung und der Mindesterzeugungs-

verpflichtung von Strom aus 100% Wasserstoff nicht eingehalten, so verliert der Bieter im 

äußersten Fall den Zuschlag und müsste dann die erhaltene Förderung nebst Zinsen 

zurückzahlen. 

(30) Sofern zum verpflichtenden Umstiegszeitpunkt ein wasserstoffnetzgestützter 

Wasserstoffbetrieb deshalb unmöglich sein sollte, weil kein Anschluss des Kraftwerks an 

das Wasserstoffnetz besteht, hat der Betreiber verschiedene Möglichkeiten, die Zeit bis zur 

Herstellung eines Anschlusses an das Wasserstoffnetz zu überbrücken:  

• Er kann eine dekarbonisierte Stromerzeugung ohne Betriebskostenförderung auf 

andere Weise sicherstellen mittels:  

o Nutzung anderer zu 100% erneuerbarer Brennstoffe oder 

o Nutzung von CCS (Carbon Capture and Storage) mit einer CO2-

Abscheidequote von mindestens 90%.  

Sobald der Anschluss an das Wasserstoffnetz gewährleistet ist, muss das Kraftwerk 

auf den Betrieb mit Wasserstoff umstellen. Wenn der Betreiber trotz vorhandenen 

Netzanschlusses nicht umstellt, muss die bis dahin erhaltene Förderung vollständig 

zurückgezahlt werden. 

• Er kann das Kraftwerk in eine Kapazitätsreserve überführen und ausschließlich im 

Reservebetrieb weiter mit fossilen Brennstoffen betreiben, sofern eine 

entsprechen-de beihilferechtlich genehmigte Reserve besteht und er die 

Zulassungsvoraus-setzungen erfüllt. Es erfolgt dann die Förderung gemäß den 

Reservebedingungen und keine weitere Auszahlung der CAPEX-Förderung nach 

dem KWSG. 

• Er kann das Kraftwerk vorübergehend stilllegen, bis der Anschluss an das 

Wasserstoffnetz hergestellt worden ist. Die Auszahlung der CAPEX-Förderung 

pausiert während der Zeit der vorübergehenden Stilllegung. Dies bietet sich 

insbesondere an, wenn der baldige Netzanschluss in Aussicht steht. 

(31) Der Betreiber kann zwischen diesen Möglichkeiten wechseln, aber sie nicht zeitgleich 

miteinander kombinieren. 
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c. Mindestgröße 10 MWel 

(32) In den Ausschreibungen wird auf die installierte elektrische Netto-Nennleistung der 

wasserstofffähigen Gaskraftwerke geboten. Zu den Ausschreibungen zugelassen werden 

nur solche Anlagenprojekte, die eine Mindestgröße von 10 MW elektrischer Netto-

Nennleistung aufweisen. Kleinere Anlagen werden üblicherweise an das Gas-Verteilnetz 

angeschlossen und es ist noch offen, ob und bis wann ein Wasserstoffnetzausbau bis in die 

Verteilnetze erfolgt. Insofern soll die Mindestgrößenvorgabe dazu beitragen, mögliche 

„stranded investments“ zu vermeiden. 

d. Nähe zum Wasserstoff-Kernnetz  

(33) Um den verbindlichen Umstiegsfahrplan sicherzustellen, werden zu den 

Ausschreibungen nur solche Projekte zugelassen, die an Standorten errichtet werden, die 

sich in räumlicher Nähe zu dem geplanten Wasserstoff-Kernnetz befinden. Maßgeblich für 

das Wasserstoff-Kernnetz ist der Stand, wie er von der Bundesnetzagentur auf Antrag der 

Fernnetzbetreiber geprüft und voraussichtlich im September 2024 genehmigt werden 

wird. BMWK schlägt eine maximale Entfernung von 20 Kilometern (Luftlinie) zum 

Wasserstoff-Kernnetz für die Definition der „räumlichen Nähe“ vor.  

(34) Der Wasserstoffnetzhochlauf in Deutschland erfolgt in zwei Stufen: Das sogenannte 

Wasserstoff-Kernnetz (1. Stufe) bildet das Grundgerüst, um deutschlandweit wesentliche 

Wasserstoff-Standorte, insbesondere Elektrolyseure, Importpunkte, große 

Verbrauchsstandorte, Industriezentren, Kraftwerke sowie große unterirdische Speicher, 

miteinander zu verbinden. Das Wasserstoff-Kernnetz umfasst gemäß Antragsentwurf der 

Fernnetzbetreiber (FNB) vom 22.07.2024 rund 9.700 km Leitungen, davon rund 60 

Prozent Leitungen, die von Erdgas auf Wasserstoff umgestellt werden. Die ersten 

Leitungen sollen 2025 in Betrieb genommen werden. Zieljahr des Wasserstoffkernnetzes 

ist das Jahr 2032. Die weitere Entwicklung des Wasserstoffnetzes (2. Stufe) erfolgt im 

integrierten Netzentwicklungsplan Gas und Wasserstoff. 

(35) Wasserstoffkernnetzleitungen (neue und umgestellte Leitungen), die sich innerhalb 

der vorgegebenen Entfernung vom bezuschlagten Kraftwerksstandort befinden, werden 

verbindlich mit dem Kernnetz umgesetzt, so dass eine Bedienung der Bedarfe zum 11. 

Jahr2 nach Bezuschlagung des Kraftwerksstandorts ermöglicht wird, da ab diesem 

Zeitpunkt die Bedarfe bestehen. 

(36) Die tatsächliche Fertigstellung der jeweiligen Leitungen kann dann nach der 

Inbetriebnahme des Kraftwerks auf den Zeitpunkt der verpflichtenden Umstellung auf 

Wasserstoff verschoben werden. Weitere Informationen zu dem Wasserstoff-Kernnetz 

sowie dessen räumlicher Ausdehnung sind unter nachfolgendem Link verfügbar: 

https://fnb-gas.de/wasserstoffnetz-wasserstoff-kernnetz .  

 

2  Ausgehend von einer Bauzeit bzw. Realisierungsfrist des Kraftwerks von mindestens vier Jahren und 
einem Erdgasbetrieb von sieben Jahren. 

https://fnb-gas.de/wasserstoffnetz-wasserstoff-kernnetz
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(37) Mit diesem Mechanismus soll erreicht werden, dass einerseits im Rahmen der 

Ausschreibungen nur Kraftwerksprojekte in der Nähe des Wasserstoffkernnetzes geplant 

werden und andererseits die Bieter für ihre Projekte ausreichend Planungssicherheit über 

die Wasserstoffversorgung erhalten. Dies soll durch die verbindliche und zeitgerechte 

Planung der jeweiligen Kernnetzprojekte gewährleistet werden.  

(38) Der Anschluss des Kraftwerks an das Wasserstoff-Kernnetz soll wie bisher auch in der 

Verantwortung der Kraftwerksbetreiber liegen. Das bedeutet, dass der Betreiber den 

Anschluss vom Netzverknüpfungspunkt bis zum Kraftwerk auf eigene Kosten und eigenes 

Risiko herstellen muss. Umgekehrt liegt die Verfügbarkeit des Wasserstoffnetzes bis zum 

Netzverknüpfungspunkt nicht in der Verantwortung der Kraftwerksbetreiber. 

e. Regionale Steuerung des Zubaus 

(39) Mit Blick auf die Netzsicherheit und -stabilität sowie die Systemintegrationskosten ist 

insbesondere die Errichtung neuer wasserstofffähiger Gaskraftwerke an Standorten im 

sogenannten „netztechnischen“ Süden Deutschlands vorteilhaft und notwendig. Die mit 

Transportengpässen im Stromnetz verbundenen Systemkosten können reduziert werden, 

indem Stromerzeugungskapazitäten möglichst hinter den Engpässen im Stromnetz 

geschaffen werden. Das bedeutet allerdings nicht, dass neue Kraftwerkskapazitäten 

ausschließlich im netztechnischen Süden Deutschlands errichtet werden sollen, denn für 

die langfristige Gewährleistung der Netzsicherheit und -stabilität sind auch Kraftwerke im 

netztechnischen Norden erforderlich.  

(40) Der netztechnische Süden im Sinne der regionalen Steuerung im KWSG umfasst die 

Länder Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und 

das Saarland. Die Einteilung auf Bundeslandebene stellt kein Präjudiz für eine 

allgemeingültige Definition des netztechnischen Südens dar. Sie ist für den Zweck der 

regionalen Steuerung angemessen und ausreichend.  

(41) Die Ausschreibungen enthalten daher eine Komponente zur regionalen Steuerung, die 

darauf abzielt, dass zwei Drittel der ausgeschriebenen Kraftwerksleistung im 

netztechnischen Süden bezuschlagt werden. In diesem Sinne unterscheidet die 

Ausschreibung zwischen Anlagen im netztechnischen Süden (Südanlagen) und Anlagen im 

netztechnischen Norden (Nordanlagen).  

(42) Ist die Komponente zur regionalen Steuerung anzuwenden erfolgt die Gebotsreihung 

und Bezuschlagung auf Basis einer errechneten Zuschlagskennziffer. Die 

Zuschlagskennziffer eines Gebotes wird aus dem Gebotspreis abzüglich des Südbonus bei 

Südanlagen ermittelt. Der Südbonus orientiert sich an den systemischen 

Kosteneinsparungen einer regionalen Steuerung und hat eine Größenordnung von 200 -

300 Euro/kW installierter Leistung des Angebotes. Der Südbonus verringert nur die bei 

der Angebotsreihung und Bezuschlagung relevante Zuschlagskennziffer der Südanlagen, 

nicht aber den bezuschlagten Gebotswert, d.h. der Südbonus verringert oder erhöht nicht 

die Förderung der Anlagen. Die Verringerung der Zuschlagskennziffern der Südanlagen 

durch den Südbonus in der unter B.I.1.a beschriebenen ersten und zweiten Reihung erfolgt 

für maximal zwei Drittel des Ausschreibungsvolumens des jeweiligen Termins.   
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f. Neubau oder Modernisierung von Kraftwerken an Standorten mit 
systemrelevanten Reservekraftwerken 

(43) Bei der Ausschreibung von Kraftwerksneubauten oder -modernisierungen an 

Standorten, an denen sich Kraftwerke befinden, die im Sinne der Netzsicherheit nach § 13b 

Abs. 5 EnWG als systemrelevant ausgewiesen sind, können Konflikte entstehen. In einigen 

Fällen wird ein Parallelbetrieb des neuen oder modernisierten Kraftwerks und des 

systemrelevanten Kraftwerks aufgrund technischer oder rechtlicher Restriktionen an den 

Standorten nicht möglich sein. Die Netzsicherheit muss jedoch auch während der Bau- 

oder Modernisierungsphase gewährleistet sein. Daher müssen die systemrelevanten 

Kraftwerke in der Regel weiter betrieben werden können, bis das neue oder modernisierte 

Kraftwerk ans Netz geht und die Aufgaben im Bereich des sicheren Netzbetriebs 

übernimmt.  

(44) Um auch solchen Standorten eine Teilnahme an den Ausschreibungen zu 

ermöglichen, hat die Bundesnetzagentur angekündigt, den Genehmigungsbescheid einer 

Systemrelevanzausweisung zu widerrufen, wenn aufgrund des Weiterbetriebs des 

systemrelevanten Reservekraftwerks die Inbetriebnahme des neuen oder modernisierten 

Kraftwerks nicht möglich ist und das neue oder modernisierte Kraftwerk über eine 

vergleichbare (oder höhere) Netto-Nennleistung wie das systemrelevante 

Reservekraftwerk verfügt. Der Widerruf der Systemrelevanzausweisung würde zum 

Zeitpunkt der kommerziellen Inbetriebnahme des neuen oder modernisierten Kraftwerks 

wirksam werden. Die Bundesnetzagentur beabsichtigt, die Besonderheiten des Einzelfalls 

im Zuge der Entscheidung über den Widerruf des Genehmigungsbescheids zu 

berücksichtigen. Zu diesem Zweck kann die Bundesnetzagentur beispielsweise nach 

Anhörung der vier Übertragungsnetzbetreiber und der teilnehmenden Bieter einen 

Ablaufplan für die Bau- oder Modernisierungsphase entwickeln. 

g. Weitere technische Eigenschaften des Kraftwerks 

(45) In der Transformationsphase des Energiesystems ist es erforderlich, dass moderne 

steuerbare Kraftwerke neben ihrem Beitrag zum Klimaschutz einen wichtigen Beitrag zur 

Stabilisierung des Stromnetzes und des Stromsystems leisten.   

(46) Vor diesem Hintergrund werden die Ausschreibungen in bestimmten Bereichen an 

die teilnehmenden Kraftwerke technische Anforderungen stellen, die über heute 

bestehende Netzanschlussbedingungen hinausgehen, insbesondere im Hinblick auf die 

Unempfindlichkeit gegenüber Frequenzgradienten (RoCoF), netzbildende Eigenschaften, 

Blindleistungs- und Momentanreservebereitstellung. Die Erbringung von 

netzstabilisierenden Leistungen sollte auch in Zeiten ohne elektrische Erzeugung 

sichergestellt sein (z.B. durch den Betrieb als Synchronkondensator). Diese Anforderungen 

an die technischen Fähigkeiten sollten unbeschadet der marktbasierten Beschaffung von 

Hilfsdiensten gelten.  

(47) Die Übertragungsnetzbetreiber nennen diesen Beitrag als eine der dringlichsten 

Maßnahmen in ihrem Systemstabilitätsbericht 2023 und die Bundesnetzagentur teilt diese 

Einschätzung. Um dieser wichtigen Rolle gerecht zu werden, sollten die Anlagen besonders 

flexibel und robust betrieben werden können. Dazu werden technische Anforderungen 
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benötigt, die zum Teil über die heute geltenden technischen Mindestanforderungen hinaus 

gehen.  

(48) Die Dekarbonisierung des Stromsystems kann nur gelingen, wenn auch mit 

abnehmender Nutzung fossil befeuerter Kraftwerke und in Zeiten sehr hoher Einspeisung 

von Strom aus erneuerbaren Energien, die Systemstabilität gewährleistet werden kann. 

Daher sollten moderne steuerbare Kraftwerke ihre systemstabilisierenden Eigenschaften 

auch in Zeiten ohne Wirkleistungseinspeisung, d.h. ohne Einsatz von Brennstoff, erbringen 

können. Dies ist technisch durch den sogenannten Phasenschieberbetrieb oder 

netzbildende Regelungstechnik möglich. 

(49) Für Neuanlagen und modernisierte Bestandsanlagen werden daher folgende 

Mindestanforderungen gelten, soweit nicht durch andere technische Regelwerke bereits 

höhere verpflichtende Anforderungen vorgegeben werden. Die Erfüllung der 

Mindestanforderungen ist im Rahmen der Zulassung der Anlagen nachzuweisen. 

• Die technischen Netzanschlussregeln der betreffenden Spannungsebene (VDE-AR-

N 4130:2018-11 für Höchstspannung, VDE-AR-N 4120:2018-11 für Hochspannung, 

VDE-AR-N 4110:2018-11 für Mittelspannung) sind zu erfüllen und nachzuweisen. 

Liegt die Netzfrequenz außerhalb des Toleranzbandes von ± 200 mHz um die 

Netznennfrequenz von 50,0 Hz, liegt ein kritischer Systemzustand im Verbundnetz 

vor und alle Erzeugungsanlagen müssen zur Stützung der Netzfrequenz beitragen. 

In dem Zuge ist insbesondere sicherzustellen, dass schnelle Frequenzänderungen 

gemäß Kapitel 10.2.4.3 der jeweiligen Anwendungsregel ohne Trennung vom Netz 

(Frequenzänderungsgeschwindigkeit, RoCoF) durchfahren werden können. Hierbei 

gelten folgende Grenzwerte für die gemittelte Frequenzänderungsgeschwindigkeit: 

o ± 2,0 Hz/s ermittelt über ein gleitendes Zeitfenster von 0,5 s oder  

o ± 1,5 Hz/s ermittelt über ein gleitendes Zeitfenster von 1 s oder  

o ± 1,25 Hz/s ermittelt über ein gleitendes Zeitfenster von 2 s. 

• Bei Aktivierung der Wirkleistungsanpassung bei Überfrequenz gemäß Kapitel 

10.2.4.3 der jeweiligen technischen Netzanschlussregel (VDE-AR-N 4130:2018-11 

für Höchstspannung, VDE-AR-N 4120:2018-11 für Hochspannung, VDE-AR-N 

4110:2018-11 für Mittelspannung) müssen Leistungsgradienten von mindestens 

60 Prozent Pb,inst je Minute3  erreicht werden. Bei Gas- und Dampfkraftwerken 

sowie bei stromrichtergekoppelten Anlagen können vom Netzbetreiber auch 

höhere Leistungsgradienten gefordert werden. 

 

3 Die Vorgabe entspricht den Vorgaben aus den technischen Netzanschlussbedingungen von National 
Grid (UK) gemäß ECC.6.3.7.1 „Limited Frequency Sensitive Mode – Overfrequency (LFSM-O)“. 
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• Die Vorgaben des FNN-Hinweises „Technische Anforderungen an Netzbildende 

Eigenschaften inklusive der Bereitstellung von Momentanreserve“ sind verbindlich 

umzusetzen.  

• Bei Synchronmaschinen wird der Nachweis verlangt, dass neben dem 

Leistungsbetrieb auch ein Betrieb als synchroner Phasenschieber zur Erzeugung 

von geregelter Blindleistung ohne Wirkleistungseinspeisung gemäß DIN EN IEC 

60034-3 (VDE 0530- 3):2021-07 möglich ist. Das Anlagenkonzept ist so 

auszugestalten, dass eine Erweiterung der Synchronmaschine um eine 

Zusatzschwungmasse technisch möglich ist. Die Anlage kann mit einer zusätzlichen 

Schwungmasse ausgestattet werden, um beispielsweise Momentanreserve im 

Rahmen der marktgestützten Beschaffung von Momentanreserve bereitzustellen.  

• Von stromrichtergekoppelten Anlagen wird der Nachweis verlangt, dass sie auch 

ohne Leistungsbetrieb des Kraftwerks in der Lage sind, ihre netzstabilisierenden 

Eigenschaften, insbesondere Blindleistung, zu erbringen. Die Anlage kann 

zusätzliche Momentanreserve im Rahmen der marktgestützten Beschaffung von 

Momentanreserve4 bereitstellen. 

2. Fördersystem 

a. Elemente und Dauer der Förderung 

(50) Die Förderung besteht aus einer Kombination einer gebotsabhängigen Investitions-

kostenförderung mit einer regulierten Brennstoff-Differenzkostenförderung. Die Gebote 

auf die Investitionskostenförderung werden durch einen Höchstwert begrenzt. 

(51) Geboten wird auf die für die Errichtung oder Modernisierung des wasserstofffähigen 

Gaskraftwerks und die für die spätere Umstellung auf den Betrieb mit 100% Wasserstoff 

erforderlichen Investitionskostenförderung in Euro pro kW (Netto-Nennleistung). Der 

Höchstpreis für die Gebote wird aber auf 80 Prozent der mit der Investition verbundenen 

Kosten, d.h. insbesondere Investitionskosten einschließlich Kapitalkosten, eines 

entsprechenden Referenzkraftwerks begrenzt. Denn es können nur die anteiligen, auf den 

100%igen Wasserstoffbetrieb entfallenden Kosten gefördert werden. Eine vollständige 

Förderung der Investitionskosten scheidet aus, weil die Förderung als Dekarbonisierungs-

maßnahme gewährt wird, und anderenfalls nicht berücksichtigt wäre, dass die Kraftwerke 

für eine gewisse Zeit ihrer Lebensdauer ausschließlich Erdgas verstromen. Diese Zeit als 

Gaskraftwerk kann nicht gefördert werden.  

(52) Die Investitionskostenförderung, deren Höhe sich nach dem Zuschlag in den 

Ausschreibungen richtet, wird nach erfolgter Zulassung des Kraftwerks ab dem Zeitpunkt 

der vollständigen Inbetriebnahme in zehn gleichmäßigen jährlichen Raten ausbezahlt. 

Nach Aufnahme des Betriebs mit 100% Wasserstoff besteht der Anspruch auf die jährliche 

 

4 Die Teilnahmevoraussetzungen sind dem marktgestützten Beschaffungskonzept der nicht 
frequenzgebundenen Systemdienstleistung „Trägheit der lokalen Netzstabilität“ 
(„Momentanreserve“) gemäß § 12h Abs. 1 S. 1 Nr. 2, Abs. 5 EnWG zu entnehmen, welches als 
„Konsultationsdokument: Beschaffungskonzept“ der Beschlusskammer 6, BK6-23-010 der 
Bundesnetzagentur bereits vorliegt. 
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Rate nur dann, wenn das Kraftwerk von den jährlich 800 förderfähigen Vollbenutzungs-

stunden mindestens 200 Vollbenutzungsstunden pro Jahr mit 100% Wasserstoff betrieben 

wurde. Hiermit wird ein Anreiz geschaffen, dass das Kraftwerk betriebsbereit gehalten 

wird und die gewünschten Erfahrungen im Realbetrieb der Wasserstoffverstromung 

gesammelt werden können. Wird die Mindestauslastungsverpflichtung im Mittel über alle 

vier Jahre des geförderten Wasserstoffbetriebs unterschritten, wird der Zuschlag 

nachträglich entwertet und die Investitionskostenförderung ist gänzlich, einschließlich 

Zinsen, zurückzuzahlen.  

(53) Zu der gebotsabhängigen Investitionskostenförderung tritt ab Aufnahme des Betriebs 

mit 100% Wasserstoff eine regulierte Betriebskostenförderung in Cent pro Kilowattstunde 

(kWh) durch einen Contract for Difference (CfD) für Wasserstoff. In der 

Markthochlaufphase werden dadurch die Differenzkosten für Wasserstoff im Sinne der 

nationalen Wasserstoffstrategie bzw. Wasserstoffimportstrategie gefördert, das heißt für 

grünen Wasserstoff gemäß des Delegierten Rechtsakts für grünen Wasserstoff, für 

kohlenstoffarmen5 blauen6, türkisem7 und orangenen8 Wasserstoff.  

(54) Diese Betriebskostenförderung wird für 800 Vollbenutzungsstunden pro Jahr und 

insgesamt 3.200 Vollbenutzungsstunden gewährt, was einer Förderdauer von vier Jahren 

entspricht9. Innerhalb der ersten vier Jahre können in einem Jahr nicht abgerufene 

Brennstoffmengen bzw. Vollbenutzungs-stunden auf spätere Jahre übertragen werden, 

sodass keine Verzerrung der Einsatzplanung gegen Ende eines Kalenderjahres entsteht. In 

diesem Fall erhöht sich die maximale jährliche Förderung der Vollbenutzungsstunden 

entsprechend. Von den im vierten Jahr förderfähigen Vollbenutzungsstunden können 

letztmalig maximal 50 Prozent in das nächste Jahr übertragen werden. Alle nicht 

übertragbaren und am Ende des fünften Jahres nicht verbrauchten förderfähigen 

Vollbenutzungsstunden verfallen ersatzlos. 

(55) Der CfD finanziert pauschal eine feststehende Brennstoffmenge pro erzeugter 

Kilowattstunde Strom. Durch die Förderung einer Brennstoffmenge entsteht der wichtige 

Anreiz für möglichst hohe Wirkungsgrade der geförderten Kraftwerke, um die limitierte 

Brennstoffmenge so effizient wie möglich auszunutzen.  

 

5  In der Importstrategie wird von den Vorgaben der Grenzwerte von der NWS abgewichen. Hintergrund 
ist, dass die NWS Nachhaltigkeitsanforderungen aus anderen – neueren – verbindlichen Rechtsakten 
der EU Gültigkeit zuweist. Die zwischenzeitlich verabschiedete europäische Gas- und Wasserstoff-
Richtlinie ist ein solcher Rechtsakt und legt andere Grenzwerte fest als die NWS auf nationaler Ebene. 
Zur Vereinheitlichung der Grenzwerte auf europäischer Ebene wird in der Importstrategie daher ein 
einzuhaltender THG-Grenzwert für kohlenstoffarmen Wasserstoff von 3,4 kg CO2-äq/kg H2 festgelegt. 

6 Aus Erdgas in Verbindung mit CCS erzeugter Wasserstoff Dieser Wasserstoff muss einen 
ambitionierten CO2-Grenzwert für die Treibhausgasemissionen unter Beachtung der 
Lebenszyklusanalyse (LCA-Ansatz) erfüllen, angelehnt an eine gegenüber dem Vergleichswert für 
fossile Brennstoffe ausgerichtete Einsparung (25 Gramm CO2-äq./MJ H2, analog EU Taxonomie). 
Soweit die EU in einem anderen verbindlichen Rechtsakt strengere Nachhaltigkeitsanforderungen 
vorgibt, finden diese Anwendung. 

7 Durch Methanpyrolyse erzeugter Wasserstoff. 
8 Auf Basis von Abfall- und Reststoffen erzeugter Wasserstoff. 
9  Vom Beginn der Betriebskostenförderung und über den Zeitraum der Betriebskostenförderung hinaus 

dürfen geförderte Anlagen keine fossilen Brennstoffe verbrauchen. Nach Ende des Förderzeitraums 
können sie auch am umfassenden Kapazitätsmechanismus teilnehmen, soweit dies zulässig ist und 
Doppelförderungen vermeidet.  
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(56) Der CfD wird täglich angepasst und gleicht die Kostendifferenz von Wasserstoff zu 

Erdgas in der Stromerzeugung unter Berücksichtigung der CO2-Kosten und 

unterschiedlicher Gas- und Wasserstoffnetzentgelte aus. Er stellt damit Grenzkostenparität 

zwischen wasserstoffbasierter und erdgasbasierter Stromerzeugung her und dient zudem 

der Verhinderung von Überförderung. Die Kostendifferenz wird für den Zeitpunkt der 

Stromerzeugung auf Basis der Day-Ahead-Preise zum Zeitpunkt der Stromerzeugung für 

Erdgas, ETS-Zertifikate, Netzentgelte und Wasserstoff und eines Sicherheitszuschlages für 

andere die Betriebskosten unterschiedlich beeinflussende Faktoren (Strukturierung, 

Nutzungsgradeffekte etc.) ermittelt. Falls und solange kein liquider Wasserstoffmarkt und 

belastbare Marktpreissignale existieren, werden geeignete Indices (z. B. HydexPlus Green 

und Blue, EEX Hydrix) zur Ermittlung der Kostendifferenz des jeweils geförderten 

Wasserstoffs genutzt.  

(57) Die Betriebskostenförderung endet vorzeitig in dem Fall, dass in Deutschland keine 

nennenswerte Stromerzeugung mehr auf Basis von fossilen Energieträgern erfolgt. Dies 

wird ab dem Zeitpunkt unterstellt, ab dem die installierten Netto-Nennleistungen der im 

Marktstammdatenregister insgesamt als „in Betrieb“ oder „in vorläufiger Stilllegung“ 

registrierten Kraftwerke, die Strom auf Basis von Kohle, Öl oder Erdgas erzeugen, ein 

Gigawatt unterschreiten. Die Bundesnetzagentur wird dies ab dem Jahre 2035 monatlich 

prüfen und das Ergebnis dieser Prüfung auf ihrer Internetseite veröffentlichen. Es wird 

derzeit noch geprüft, wie damit umgegangen werden soll, wenn zwar keine rein fossilen 

Kraftwerke, dafür aber noch fossile Kraftwerke mit CO2-Abscheidung und -speicherung im 

System sind. 

(58) Die Inanspruchnahme der Förderung ist aus beihilferechtlichen Gründen damit 

verbunden, dass ab dem Umstiegsdatum kein weiterer Betrieb mit Erdgas möglich ist (kein 

bivalenter Betrieb für die übrigen Vollbenutzungsstunden). Der Betrieb mit Wasserstoff 

oder erneuerbaren Brennstoffen bleibt möglich, allerdings dann insoweit ohne OPEX-

Förderung. Sollte es bspw. zu einem Versorgungsengpass kommen, können diese 

Kraftwerke somit marktbasiert einen Beitrag zur Stromversorgung leisten. 

b. Vermeidung unzulässiger Überförderung 

(59) Für den unwahrscheinlichen Fall unvorhergesehener und außergewöhnlicher 

Marktentwicklungen sehen die KUEBLL zwingend die Einführung einer 

Abschöpfungsregelung zur Vermeidung einer europarechtlich unzulässigen Überförderung 

vor (sogenannter „Claw Back“). Diese Abschöpfung erfolgt für die Dauer der Förderung. 

(60) Die Abschöpfung kann in zwei verschiedenen Varianten erfolgen, wobei ein 

einheitliches Vorgehen in Säule 1 und Säule 2 wünschenswert erscheint: 

Variante A – erzeugungsabhängige Abschöpfung: Sie würde auf Grundlage der 

tatsächlichen Einspeisung der Anlage und der Stromspotmarktpreise auf stündlicher Basis 

erfolgen und rückwirkend am Ende eines Quartals ermittelt. Die erzeugungsabhängige 

Abschöpfung könnte möglicherweise besser berücksichtigen, dass die tatsächliche 

Verfügbarkeit der neuen, noch nicht erprobten Wasserstoff-Anlagentechnik mit 

erheblichen Unsicherheiten verbunden sein könnte. Da die Verlässlichkeit der neuen 

Wasserstoff-Anlagentechnik bei Gebotsabgabe nicht sicher bekannt sein dürfte, könnten 

bei einer leistungsbasierten (d.h. erzeugungsunabhängigen) Abschöpfung signifikante 
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Rückzahlungsrisiken entstehen, beispielsweise für Fälle von längeren Anlagenausfällen in 

Phasen hoher Strompreise. Die Parametrisierung des Abschöpfungsmechanismus würde 

sicherstellen, dass starke Anreize für den Betrieb der Anlage, insb. bei Knappheiten im 

Strommarkt, bestehen bleiben. 

Variante B – erzeugungsunabhängige Abschöpfung: Diese Art der Abschöpfung würde 

dem in anderen Ländern praktisch erprobten Konzept von 

Verfügbarkeitsoptionenverträgen (Reliability Options) folgen. Sie würde damit unabhängig 

vom Anlagenbetrieb, d. h. losgelöst von der tatsächlichen Einspeisung der Anlage, erfolgen. 

Der im Rahmen der Abschöpfung abzuführende Betrag würde anhand eines 

Auslösepreises („Strike price“) und der Stromspotmarktpreise auf stündlicher Basis und 

rückwirkend zum Ende eines Quartals ermittelt. Die Wahl von 

Verfügbarkeitsoptionenverträgen als Abschöpfungsvariante würde gewährleisten, dass die 

starken Anreize für den Betrieb der Erzeugungsanlagen (Dispatchanreize) aus dem 

Strommarkt erhalten blieben. Dies wäre insbesondere in Knappheitssituationen von 

zentraler Bedeutung, um die Versorgungssicherheit zu gewährleisten. Auch die konkrete 

Parametrierung der Abschöpfung würde Anreize bieten, die Anlage betriebsbereit zu 

halten und bei Strompreisen oberhalb der variablen Erzeugungskosten in das öffentliche 

Stromnetz einzuspeisen. Eine Verfügbarkeitspönale, die über die Zahlungen im Rahmen 

der Abschöpfung hinausginge, wird vor diesem Hintergrund als entbehrlich erachtet. 

(61) Eine Abschöpfung erfolgt immer dann, wenn der Strompreis am Day-Ahead-

Spotmarkt über dem Auslösepreis liegt und die Anlage in diesem Zeitraum Strom erzeugt 

hat. Ist die Differenz zwischen dem Preis am Day-Ahead-Spotmarkt und dem Auslösepreis 

positiv, wird unwiderleglich vermutet, dass Mehrerlöse angefallen sind. In diesem Fall 

werden 70 Prozent der Mehrerlöse abgeschöpft. 

(62) Das BMWK schlägt vor, dass der Auslösepreis stets mindestens 430 Euro/MWh 

beträgt, jedoch formelbasiert auch höhere Werte annehmen kann, um auf veränderte 

Marktentwicklungen zu reagieren und insbesondere adäquate Dispatchanreize für den 

Betrieb im Strommarkt zu setzen. Dazu soll der Auslösepreis täglich vorab unter 

Zugrundelegung der Day-ahead-Brennstoffpreise berechnet werden. Der Auslösepreis 

ergibt sich aus der Summe der veränderlichen Brennstoffkosten und einem 

unveränderlichen Erlössicherungsbeitrag. Die Ermittlung der variablen Brennstoffkosten 

soll für eine Referenzanlage mit einem Wirkungsgrad von 33 Prozent erfolgen, sodass 

diese für alle potentiell in der Ausschreibung teilnehmenden Anlagen auch die 

tatsächlichen Brennstoffkosten abdecken. 

(63) Der Erlössicherungsbeitrag beträgt unveränderlich 300 Euro/MWh und garantiert 

den Anlagenbetreibern damit jederzeit ausreichende Erlösmöglichkeiten am Strommarkt, 

um einen Beitrag zur Refinanzierung der Anlage am Markt zu ermöglichen und zugleich 

starke Dispatchanreize aus dem Strompreissignal des Marktes zu erhalten. Mit heutigen 

Brennstoffpreisen für Erdgas und CO2-Preisen würde sich der Auslösepreis nach dieser 

Vorgehensweise bei etwa 430 Euro/MWh einstellen, das heißt nahe dem Mindestwert. Der 

mit heutigen Brennstoffpreisen rechnerisch abgeleitete Auslösepreis und der Mindestwert 

sind somit vergleichbar mit dem praktisch erprobten Wert des Auslösepreises im 

belgischen Kapazitätsmarkts in Höhe von 431 Euro/MWh.  
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(64) Die Abschöpfung erfolgt für den Betrieb der wasserstofffähigen Gaskraftwerke für 

den Zeitraum der Förderung. In die Formel für die Ermittlung des Auslösepreises wird 

dann der Day-ahead-Brennstoffpreis für Wasserstoff eingesetzt. Steigt der Preis für 

Brennstoffe und damit die variablen Kosten und wird nach Addition des 

Erlössicherungsbeitrags der Mindestwert des Auslösepreises erreicht, steigt der 

Auslösepreis entsprechend. Sinken die variablen Kosten wieder, sinkt der Auslösepreis 

entsprechend, jedoch nicht unter den Mindestwert.  

(65) Mit einem Auslösepreis oberhalb der variablen Kosten sowie der anteiligen, 

erzeugungsabhängigen Abschöpfung der Mehrerlöse bleiben wichtige Anreize zur 

Stromerzeugung in Situationen mit knappheitsbedingt hohen Strompreisen erhalten. 

3. Verfahren 

(66) Die Auktionen werden als sogenannte „frühe Ausschreibungen“ durchgeführt, d.h. es 

wird nur vergleichsweise geringe Anforderungen für die Teilnahme an den 

Ausschreibungen (Präqualifikationsbedingungen) geben. Vergleichbar mit den 

Ausschreibungen nach der KWK-Ausschreibungsverordnung muss lediglich ein Standort 

benannt werden, welcher sodann im Falle eines Zuschlags für spätere Ausschreibungen 

gesperrt ist, um strategisches Bieterverhalten zu unterbinden. Insbesondere bedarf es für 

die Teilnahme an den Ausschreibungen keiner vorherigen immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigung. Geboten werden kann auch für Projekte, für welche schon eine 

immissionsschutzrechtliche Genehmigung vorliegt oder sonstige Realisierungsschritte 

unternommen worden sind. Zudem wird eine Sicherheitsleistung in Höhe von 200 Euro 

pro kW geplanter installierter Leistung des wasserstofffähigen Kraftwerks zu leisten sein, 

mit der die Pönale im Falle der Nichtrealisierung abgesichert wird (s. Abschnitt 5). 

(67) Vergleichbar mit den Regelungen zu den Ausschreibungen von EE- und KWK-Anlagen 

werden Regelungen vorgesehen zu Geboten auf der Zuschlagsgrenze, zur Anpassung des 

Ausschreibungsvolumens im Rahmen einer Mengensteuerung (siehe hierzu auch sogleich 

unter 4.) und zu Veränderungen des Ausschreibungsvolumens aufgrund von Rechtsmitteln 

gegen Entscheidungen der ausschreibenden Stelle10. 

 

 

 

 

 

10 vgl. Paragraph 3, Absatz 3, Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 Nr. 2; Paragraph 11, Absatz 3 und Paragraph 22 
KWKAusV. 
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4. Gebotstermine und Ausschreibungsvolumina 

(68) Es sind drei Gebotstermine geplant. Die Ausschreibungsvolumina sollen sich auf diese 

drei Gebotstermine möglichst gleichmäßig verteilen: 

 
Ausschreibungsvolumen 

Gesamt 

Für Neuanlagen 

reserviertes 

Ausschreibungsvolumen 

Anfang 2025 2,5 GW 1,8 GW 

2026-1 2,5 GW 1,8 GW 

2027-1 2,0 GW 1,4 GW 

 

(69) Weitere Ausschreibungen in Höhe von 5 GW für Neuanlagen werden als 

Versorgungssicherheitsmaßnahme erfolgen. Diese weiteren Ausschreibungen werden 

gesondert als Versorgungssicherheitsmaßnahme konsultiert und sind nicht Gegenstand 

der vorliegenden Konsultation. Auch bei diesen weiteren Ausschreibungen werden 

Maßnahmen vorgesehen werden, die sicherstellen, dass die Förderungen nicht dem 

Umweltschutz zuwiderlaufen (Rn. 344, 368 und 369 KUEBLL). 

(70) Um Unterzeichnungen der Ausschreibungen zu verhindern, wird eine informelles 

Interessensbekundungsverfahren von der ausschreibenden Behörde durchgeführt, um die 

zu erwartende Gebotsmenge, insbesondere der ersten Ausschreibungsrunde, abschätzen 

zu können. 

(71) Zudem wird eine Mengensteuerung nach dem Vorbild der KWK-

Ausschreibungsverordnung eingeführt, wobei die Ausschreibungsmenge eines 

Gebotstermins in Anwendung der Mengensteuerung nicht weniger als 100 MW betragen 

darf. Nicht bezuschlagte Mengen werden in einem zusätzlichen Gebotstermin nachgeholt, 

wenn der letzte Gebotstermin überzeichnet war. Da für die Ausschreibungen zu einem 

späteren Zeitpunkt auf Grundlage von Kapitel 4.8 KUEBLL andere Bedingungen gelten 

werden als für die Ausschreibungen, die Gegenstand der vorliegenden Konsultation sind, 

hat die Mengensteuerung für die vorliegend zur Konsultation gestellten Ausschreibungen 

keinerlei Auswirkungen auf die Ausschreibungsvolumina der späteren Ausschreibungen. 

5. Realisierungsfristen, Zulassung und Pönale 

(72) Die Realisierungsfrist für die vollständige Errichtung eines neuen wasserstofffähigen 

Gaskraftwerks oder die Modernisierung einer Bestandsanlage beträgt sechs Jahre nach 

Zuschlag. Als Realisierung bei der Modernisierung von Bestandsanlagen wird die 

Wiederaufnahme des Dauerbetriebs nach der Modernisierung gewertet. Die Anlage muss 

vergleichbar dem Vorgehen nach dem KWKG nach erfolgreicher Realisierung eine 

Zulassung beantragen. Im Rahmen dieser Zulassung wird überprüft, ob die Anlage 

wasserstofffähig errichtet ist. Für dieses Zulassungsverfahren steht nach dem Vorbild der 

KWK-Ausschreibungsverordnung ein weiteres Jahr zur Verfügung. 

(73) Bei Nichtrealisierung nach Ablauf der Realisierungsfrist ist eine Pönale vorgesehen. Je 

länger die Realisierungsfrist überschritten wird, desto höher ist die Pönale. Die Pönale 
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wird erhoben, indem die vor den Ausschreibungen zu leistende Sicherheit sukzessive 

einbehalten wird. Ist die Realisierungsfrist um ein Jahr überschritten, wird die volle 

Sicherheitsleistung einbehalten und der Zuschlag entwertet. 

(74) Auch die Umstellung auf den Betrieb mit 100% Wasserstoff ab dem verbindlichen 

Umstiegsdatum wird im Rahmen eines weiteren Zulassungsverfahrens anhand eines 

Probebetriebs überprüft. Pro Kalenderjahr, in dem nach dem verbindlichen 

Umstiegsdatum eine auch nur geringfügige Erdgasverstromung erfolgt, sind drei Zehntel 

der Investitionskostenförderung nebst Zinsen zurückzuzahlen. Erfolgt eine auch nur 

geringfügige Erdgasverstromung in mehr als zwei Kalenderjahren, ist die 

Investitionskostenförderung insgesamt einschließlich Zinsen zurückzuzahlen und der 

Zuschlag wird entwertet. Dies gilt auch, wenn ab dem Umstiegsdatum trotz vorhandener 

Netz-Infrastruktur und Auslaufen des zulässigen Erdgasbetriebs innerhalb von vier Jahren 

keine Umstellung auf 100% Wasserstoffbetrieb erfolgt.   

II. Sprinterkraftwerke – Ausschreibungen für Anlagen zur Erzeugung von Strom 
aus Wasserstoff 

(75) Mit dem zweiten Ausschreibungssegment, den Ausschreibungen für Anlagen zur 

Erzeugung von Strom aus Wasserstoff, oder auch Sprinterkraftwerke, soll der Bau neuer 

Kraftwerke angereizt werden, die von Beginn an mit 100% Wasserstoff betrieben werden 

(daher „Sprinter“). Es gelten die gleichen Anforderungen an die Wasserstoffarten bzw. -

farben wie bei den wasserstofffähigen Gaskraftwerken. Der Betrieb mit 

Wasserstoffderivaten ist ebenso wie die Verstromung von fossilen Brennstoffen wie 

Erdgas oder dessen Beimischung nicht zulässig. Jedoch besteht alternativ zum Betrieb mit 

100% Wasserstoff für den Betreiber die Möglichkeit, erneuerbare Brennstoffe einzusetzen. 

Die Verwendung von anderen erneuerbaren Brennstoffen wird jedoch nicht gefördert. 

Damit wird sichergestellt, dass die Stromversorgung beispielsweise auch in Situationen 

mit eingeschränkter Verfügbarkeit von Wasserstoff gewährleistet werden kann.    

(76) Diese Anlagen sollen in Betrieb gehen, deutlich bevor das Wasserstoffkernnetz 

vollständig realisiert ist. Es ist deshalb zu erwarten, dass sie sich vorrangig an Standorten 

ansiedeln, an denen schon sehr früh Wasserstoff verfügbar sein wird (z.B. 

Industriecluster). Dieses Ausschreibungssegment umfasst 500 MW. 

1. Gebotsfähige Projekte 

a. Kraftwerke, die Strom aus Wasserstoff erzeugen 

(77) Zu den Sprinterkraftwerksausschreibungen zugelassen werden ausschließlich neue 

Kraftwerke, die mit der Inbetriebnahme Strom aus 100% Wasserstoff erzeugen können. 

Dies schließt insbesondere die Verbrennung von sog. Crack-Gasgemischen aus Ammoniak 

oder Wasserstoffderivaten aus. Die Stromerzeugung aus 100% Wasserstoff muss jährlich 

in einem Mindestumfang von 200 Vollbenutzungsstunden erfolgen. Die Stromerzeugung 

mit fossilen Brennstoffen ist aus beihilferechtlichen Gründen nicht erlaubt. 
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b. Mindestgröße 1 MWel 

(78) In den Ausschreibungen wird auf die installierte elektrische Netto-Nennleistung der 

Anlage geboten. Zu den Ausschreibungen zugelassen werden nur Kraftwerke, die eine 

Mindestgröße von 1 MW elektrischer Netto-Nennleistung aufweisen. 

c. Wasserstoffkernnetz 

(79) Da die Ausschreibungen für Sprinterkraftwerke auf Standorte abzielen, an denen 

schon vor vollständiger Inbetriebnahme des Wasserstoffkernnetzes Wasserstoff zur 

Verstromung verfügbar ist, ist die Nähe zu dem Wasserstoffkernnetz – anders als bei den 

wasserstofffähigen Gaskraftwerken – keine Fördervoraussetzung. Gleichwohl sollen die 

Standorte der neuen Wasserstoffkraftwerke langfristig grundsätzlich an das 

Wasserstoffnetz angeschlossen werden.  

(80) Der Anschluss der Kraftwerke an das Wasserstoff-Kernnetz soll wie bisher auch in 

der Verantwortung der Kraftwerksbetreiber liegen. Im Übrigen wird auf die Ausführungen 

unter B.I.1.d verwiesen.  

d. Neubau an Standorten mit systemrelevanten Reservekraftwerken 

(81) Bei der Ausschreibung von Kraftwerksneubauten oder an Standorten, an denen sich 

Kraftwerke befinden, die im Sinne der Netzsicherheit nach § 13b Abs. 5 EnWG als 

systemrelevant ausgewiesen sind, können Konflikte entstehen. In einigen Fällen wird ein 

Parallelbetrieb des neuen Kraftwerks und des systemrelevanten Kraftwerks aufgrund 

technischer oder rechtlicher Restriktionen an den Standorten nicht möglich sein. Die 

Netzsicherheit muss jedoch auch während der Bauphase gewährleistet sein. Daher müssen 

die systemrelevanten Kraftwerke in der Regel weiter betrieben werden können, bis das 

neue Kraftwerke ans Netz geht und die Aufgaben im Bereich des sicheren Netzbetriebs 

übernimmt. 

(82) Um auch solchen Standorten eine Teilnahme an den Ausschreibungen zu 

ermöglichen, hat die Bundesnetzagentur angekündigt, den Genehmigungsbescheid einer 

Systemrelevanzausweisung zu widerrufen, wenn aufgrund des Weiterbetriebs des 

systemrelevanten Kraftwerks die Inbetriebnahme des neuen Kraftwerks nicht möglich ist 

und das neue Kraftwerk über eine vergleichbare (oder höhere) Netto-Nennleistung wie 

das systemrelevante Kraftwerk verfügt. Der Widerruf würde zum Zeitpunkt der 

kommerziellen Inbetriebnahme des neuen Kraftwerks wirksam werden. Die 

Bundesnetzagentur beabsichtigt, die Besonderheiten des Einzelfalls im Zuge der 

Entscheidung über den Widerruf des Genehmigungsbescheids zu berücksichtigen. Zu 

diesem Zweck kann die Bundesnetzagentur beispielsweise nach Anhörung der vier 

Übertragungsnetzbetreiber und der teilnehmenden Bieter einen Ablaufplan für die 

Bauphase entwickeln. 

e. Technische Eigenschaften des Kraftwerks 

(83) Es gelten die gleichen technischen Anforderungen wie für wasserstofffähige 

Gaskraftwerke (siehe B.I.1.g). 
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2. Fördersystem 

(84) Aus Sicht des BMWK sind bei den Wasserstoffsprinterkraftwerksausschreibungen 

zwei verschiedene Fördermodelle denkbar und sollen daher vorliegend zur Konsultation 

gestellt werden. In dem ersten, kommt eine gleitende Marktprämie zur Anwendung, wobei 

ein Teil der Marktprämie wie eine Investitionskostenförderung als jährliche Pauschale 

ausgezahlt wird. Das zweite Modell besteht wie bei den wasserstofffähigen 

Gaskraftwerken aus einer Kombination aus Investitionskostenförderung und einer 

Brennstoff-Differenzkostenförderung. In beiden Fördermodellen werden die Gebote 

jeweils durch einen Höchstwert begrenzt. 

a. Modell gleitende Marktprämie + jährliche Pauschalzahlung 

(85) In dem Fördermodell der gleitenden Marktprämie soll die Förderung für die 

Stromerzeugung aus 100% Wasserstoff in Form einer jährlichen Pauschalzahlung (dazu 

unter aa.) sowie zusätzlich einer gleitenden Marktprämie (dazu unter bb.) erfolgen. 

Geboten wird nur auf die gleitende Marktprämie.  

(86) Der Vorteil dieses Fördermodells besteht darin, dass es berücksichtigt, dass es 

voraussichtlich in den nächsten Jahren keinen flächendeckenden, liquiden 

Wasserstoffmarkt geben wird und sich Wasserstoffverbraucher daher ihren Wasserstoff 

voraussichtlich überwiegend über langfristige Lieferverträge oder eine eigene 

Wasserstofferzeugung beschaffen müssten. Zudem können zukünftige Marktpreise 

mangels existierender Versorgungsstrukturen, liquider Wasserstoffmärkte und 

technologischer Unsicherheiten bislang nur näherungsweise geschätzt werden. Das BMWK 

geht daher davon aus, dass die tatsächlichen Brennstoffkosten in den ersten Jahren sehr 

individuell und sehr heterogen sein werden und dies vom Fördermodell adressiert werden 

sollte.  

aa. Jährliche Pauschalzahlung  

(87) In einem noch festzulegenden Umfang soll die Förderung für die Sprinterkraftwerke 

als jährliche Pauschalzahlung (d.h. unabhängig von der Stromerzeugung) für die Dauer von 

zehn Jahren ab Inbetriebnahme ausgezahlt werden, solange das Kraftwerk jährlich für 

mindestens 200 Vollbenutzungsstunden Strom auf Basis von 100% Wasserstoff erzeugt.  

(88) Hiermit wird bezweckt, einen erheblichen Anteil der Investitionskosten für das 

Sprinterkraftwerk von der betriebsabhängigen Förderung zu lösen, um eine höhere 

Investitionssicherheit für die Bieter zu erreichen, bei gleichzeitigem Erhalt des Anreizes 

für die Stromerzeugung aus 100% Wasserstoff. 

(89) Die Pauschalzahlung wird so parametrisiert, dass sie einerseits trotz potentiell 

längerer Nichtverfügbarkeiten der Anlage, die aufgrund der neuen Technik nicht 

ausgeschlossen sind, einen ausreichenden Zahlungsfluss ermöglicht. Sie muss andererseits 

aber auch ausreichend Anreize für den bestimmungsgemäßen Betrieb der Anlage liefern. 

(90) Die Höhe der jährlichen Pauschalzahlung in Euro pro Kilowatt (kW, Netto-

Nennleistung) Gebotsleistung wird vor der Ausschreibung festgelegt und mit den 

Ausschreibungsbedingungen veröffentlicht. Die Höhe der jährlichen Pauschalzahlung 
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ergibt sich aus den erwarteten Investitionskosten für die Sprinterkraftwerke multipliziert 

mit einem noch festzulegenden Prozentsatz bis zu 80 % und geteilt durch zehn. Der 

anzulegende Wert bei der Marktprämie entspricht in dieser Variante dem Gebotswert. 

Beispiel: Die Investitionskosten für ein typisiertes Sprinterkraftwerk werden beispielsweise im 

Durchschnitt mit 1.000 Euro pro kW angenommen und vor der Ausschreibung entsprechend 

festgelegt. Davon werden 50 % = 500 Euro pro kW in zehn jährlichen Raten, d.h. 50 Euro pro 

kW pro Jahr ausgezahlt. Da diese Zahlung vor Gebotsabgabe feststeht und bei Bezuschlagung 

von der Gebotshöhe unabhängig erfolgt, kann und wird sie von den Bietern bei Gebotsabgabe 

berücksichtigt werden und wirkt sich dementsprechend gebotsreduzierend aus. Der für die 

Marktprämie anzulegende Wert entspricht in diesem Fall dem Gebotswert. 

bb.  Gleitende Marktprämie für die Stromerzeugung aus Wasserstoff 

(91) Der anzulegende Wert für die gleitende Marktprämie für die Stromerzeugung des 

Wasserstoffkraftwerkes ist Gegenstand der Ausschreibung und wird wettbewerblich 

ermittelt. In der Ausschreibung wird in Cent pro kWh für die Stromerzeugung aus 

Wasserstoff geboten. 

(92) Ein Gebot setzt sich zusammen aus einem Gebotswert (in Cent pro kWh), einer 

Gebotsleistung (in Megawatt) und einem konkreten Standort für die zu errichtenden 

Anlagen.  

(93) Die Höhe der auszuzahlenden Marktprämie wird für die Einspeisung des 

Wasserstoffkraftwerks analog der Anlage 1 zum EEG ermittelt, wobei für die 

Stromerzeugung des Wasserstoffkraftwerks ein neuer energieträgerspezifischer 

Jahresmarktwert für Wasserstoffstrom gebildet wird. Dieser ermittelt sich für jedes 

Kalenderjahr aus dem Mittelwert des börslichen Day-ahead-Strompreises derjenigen 

2.000 Stunden eines Jahres, für die dieser Strompreis am höchsten ausfällt.  

(94) Die Förderung für die Einspeisung des Wasserstoffkraftwerks wird auf maximal 800 

förderfähige Vollbenutzungsstunden im 100%igen Wasserstoffbetrieb pro Jahr begrenzt. 

Insgesamt können maximal 8.000 Vollbenutzungsstunden in Anspruch genommen 

werden, was einer Förderdauer von zehn Jahren entspräche. In einem Jahr nicht 

abgerufene Vollbenutzungsstunden können auf spätere Jahre übertragen werden, sodass 

keine Verzerrung der Einsatzplanung gegen Ende eines Kalenderjahres entsteht. Aber auch 

in diesem Fall bleibt es dabei, dass die jährliche Förderung auf maximal 800 

Vollbenutzungsstunden begrenzt ist, d.h. es würde sich ggf. die Gesamtförderdauer der 

gleitenden Marktprämie entsprechend verlängern. 

b. Modell Investitionskosten + Differenzkontrakt 

(95) Im alternativen Fördermodell besteht die Förderung – vergleichbar dem 

Fördersystem bei den wasserstofffähigen Gaskraftwerken – aus einer Kombination einer 

gebotsabhängigen Investitionskostenförderung mit einer regulierten Brennstoff-

Differenzkostenförderung, bei der im Betrieb die Differenzkosten zwischen den Kosten für 

Wasserstoff und Erdgas einschließlich der CO2-Kosten gefördert werden. In diesem Modell 

gäbe es daher die beiden folgenden Elemente: 
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• Förderung der Investitionskosten für den Kraftwerksneubau, die nach Zulassung 

der Anlage jährlich in zehn gleichen Tranchen ausgezahlt würden. Die Höhe der 

Investitionskostenförderung und damit der Auszahlung wäre Gegenstand der 

Ausschreibungen. Dabei sind – anders als bei den umrüstbaren Wasserstoff-

kraftwerken – grundsätzlich die gesamten Investitionskosten förderfähig, da es 

hier keinen vorgeschalteten oder parallelen Betrieb mit Erdgas gibt. 

• Erstattung der Differenzkosten zwischen den Kosten für Wasserstoff und Erdgas 

einschließlich der CO2-Kosten mittels eines sogenannten Brennstoffdifferenz-

kontrakts (Contract for Difference, CfD) – wie bei den wasserstofffähigen 

Gaskraftwerken 

(96) Auch in diesem Fall wird die Betriebskostenförderung für 800 

Vollbenutzungsstunden pro Jahr und insgesamt 8.000 Vollbenutzungsstunden gewährt, 

was einer Förderdauer von zehn Jahren entspräche. In einem Jahr nicht abgerufene 

Vollbenutzungsstunden können auf spätere Jahre übertragen werden, sodass keine 

Verzerrung der Einsatzplanung gegen Ende eines Kalenderjahres entsteht. Aber auch in 

diesem Fall bleibt es dabei, dass die jährliche Förderung auf maximal 800 

Vollbenutzungsstunden begrenzt ist, d.h. es würde sich ggf. die Gesamtförderdauer 

entsprechend verlängern. 

(97) Für die Entwicklung eines Brennstoffdifferenzkontrakts nach obigem Vorbild wäre 

bereits bei der Inbetriebnahme der Kraftwerke ein liquider Wasserstoffmarkt, an dem sich 

die Betreiber der Sprinterkraftwerke flexibel mit Wasserstoff zur Stromerzeugung 

versorgen können, sowie die Bezugnahme auf einen 

Wasserstoffpreisindex/Wasserstoffmarktpreis notwendig, der die tatsächlichen Kosten 

der Beschaffung des Wasserstoffs abbildet.  

c. Absicherung gegen mögliche Marktverzerrung (Backstop) 

(98) Um den Dekarbonisierungscharakter der Förderung sicherzustellen muss bei dem 

Fördermodell der Marktprämie gewährleistet werden, dass die mit der vorliegenden 

Förderung verbundene Stromerzeugung des Wasserstoffkraftwerks fossile 

Stromerzeugung, und nicht die Stromerzeugung, die direkt auf erneuerbaren Energien wie 

Wind- und Solarenergie beruht, ersetzt. Als Absicherung hierfür wird derzeit geprüft, für 

das Fördermodell der gleitenden Marktprämie eine sogenannte „Backstop“-Regelung 

einzuführen, die die Förderung auf bestimmte Situationen einschränkt, in denen 

brennstoffbasierte Kraftwerke am Strommarkt preissetzend sind. So könnte sichergestellt 

werden, dass es zu keiner unzulässigen Marktverzerrung im europäischen Strommarkt 

durch die vorgeschlagene Förderung kommt.  

(99) Bei einer entsprechenden Regelung würde die Förderung nur ausgezahlt werden, 

wenn brennstoffbasierte Kraftwerke am Strommarkt preissetzend sind. Hierfür wäre eine 

Bestimmung der Grenzkraftwerke erforderlich, was nach dem Verständnis des BMWK nur 

mittels Berechnungen zu brennstoffbasierten Referenzkraftwerken unter Zuhilfenahme 

täglich aktualisierter Day-ahead bzw. Spot-Preise für Brennstoffe und 

Emissionsberechtigungen des EU ETS ermittelt werden könnte. Das BMWK prüft aktuell, 

ob ein solcher Mechanismus mit vertretbarem Aufwand sowohl für Marktakteure als auch 

die öffentliche Verwaltung umgesetzt werden kann.   
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(100) Bei dieser Abwägung ist auch zu berücksichtigen, dass die Ausgestaltung der 

Förderung bereits Elemente vorsieht, die das Risiko der Verdrängung von erneuerbaren 

Energien minimieren. So wird zum einen die Brennstoffförderung nur für maximal 800 

Vollbenutzungsstunden pro Jahr gezahlt und ein Referenzpreis für die Zahlung der 

Marktprämie zugrunde gelegt, der im Durchschnitt die teuersten 1.500 Stunden 

betrachtet. Zum anderen wird ein Teil der Förderung als jährliche Pauschalzahlung 

ausgezahlt. Zudem können Anlagenbetreiber nicht genutzte Vollbenutzungsstunden in 

Folgejahren in Anspruch nehmen. Dadurch werden Anlagenbetreiber insgesamt angereizt, 

ihre Anlagen in den teuersten Stunden am Strommarkt einzusetzen.  

(101) Eine mögliche Backstop-Regelung könnte wie folgt aussehen: Eine Einspeisung aus 

dem Wasserstoffkraftwerk in Zeiten, in denen der börsliche Day-ahead-Strompreis 

unterhalb der marginalen Kosten von mit Erdgas, Kohle oder anderen fossilen 

Brennstoffen oder Wasserstoff betriebenen Kraftwerken liegt, führt zu einem Verlust des 

Förderanspruchs der in diesen Zeiten eingespeisten Strommengen. Zu diesem Zweck wird 

der Strompreis, ab welchem dies unter Berücksichtigung von Brennstoff- und ETS-Kosten 

unwiderleglich vermutet wird, täglich für den Folgetag anhand von Day-ahead-

Marktpreisen und entsprechenden Referenzerzeugungstechnologien aktualisiert und 

veröffentlicht.  

d. Vermeidung unzulässiger Überförderung 

(102) Für den unwahrscheinlichen Fall unvorhergesehener und außergewöhnlicher 

Marktentwicklungen sehen die KUEBLL zwingend die Einführung einer 

Abschöpfungsregelung – zur Vermeidung einer europarechtlichen unzulässigen 

Überförderung vor (sog. „Claw Back“). Diese Abschöpfung erfolgt für die Zeit des 

geförderten Wasserstoffbetriebs. 

(103) Die Abschöpfung erfolgt erzeugungsabhängig. Sie erfolgt auf Grundlage der 

tatsächlichen Einspeisung der Anlage und den Stromspotmarktpreisen auf stündlicher 

Basis und wird rückwirkend am Ende eines Quartals ermittelt. Die erzeugungsabhängige 

Abschöpfung berücksichtigt, dass die tatsächliche Verfügbarkeit der neuen, noch nicht 

erprobten Wasserstoff-Anlagentechnik mit erheblichen Unsicherheiten verbunden ist. Da 

die Verlässlichkeit der neuen Wasserstoff-Anlagentechnik bei Gebotsabgabe nicht sicher 

bekannt sein wird, entstünden bei einer leistungsbasierten (d.h. erzeugungsunabhängigen) 

Abschöpfung signifikante Rückzahlungsrisiken, beispielsweise für Fälle von längeren 

Anlagenausfällen in Phasen hoher Strompreise. Vor diesem Hintergrund erscheint eine auf 

die tatsächliche Erzeugung von Strom ausgerichtete Abschöpfung als besser geeignet.  

Zugleich stellt die Parametrisierung des Abschöpfungsmechanismus sicher, dass starke 

Anreize für den Betrieb der Anlage, insb. bei Knappheiten im Strommarkt, bestehen 

bleiben. 

(104) Eine Abschöpfung erfolgt immer dann, wenn der Strompreis am Day-Ahead-

Spotmarkt über dem Auslösepreis liegt und die Anlage in diesem Zeitraum Strom erzeugt 

hat. Ist die Differenz zwischen dem Preis am Day-Ahead-Spotmarkt und dem Auslösepreis 

positiv, wird unwiderleglich vermutet, dass Mehrerlöse angefallen sind. In diesem Fall 

werden 70% der Mehrerlöse abgeschöpft. 
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(105) Für die Abschöpfung muss je nach Fördermodell (Marktprämie vs. 

Differenzkontrakt) unterschieden werden: 

aa. Modell gleitende Marktprämie + jährliche Pauschalzahlung 

(106) Von den Anlagenbetreibern wird eine Rückzahlung gefordert, wenn der Strompreis 

am Day-Ahead-Spotmarkt zu Zeiten tatsächlicher Einspeisung aus dem 

Wasserstoffkraftwerk den jeweiligen Gebotswert um einen gewissen Prozentwert 

überschreitet (Auslösepreis). 

bb. Modell Investitionskosten + Differenzkontrakt 

(107) Von den Anlagenbetreibern wird eine Rückzahlung gefordert, wenn der Strompreis 

am Day-Ahead-Spotmarkt den Auslösepreis zu Zeiten tatsächlicher Einspeisung aus dem 

Wasserstoffkraftwerk überschreitet. Der Auslösepreis entspricht hinsichtlich 

Berechnungsansatz und Mindestwert dem Auslösepreis bei den wasserstofffähigen 

Gaskraftwerken (s. Kapitel 2.b). D.h. die Abschöpfung bei den Sprinterkraftwerken 

entspricht aufgrund des ähnlichen Fördermodells der Abschöpfung bei den 

wasserstofffähigen Gaskraftwerken. 

3. Verfahren 

(108) Die Ausschreibung wird als sogenannte „frühe Ausschreibung“ durchgeführt, d.h. es 

wird nur vergleichsweise geringe Anforderungen für die Teilnahme an den 

Ausschreibungen (Präqualifikationsbedingungen) geben. Vergleichbar mit den 

Ausschreibungen nach der KWK-Ausschreibungsverordnung muss lediglich ein Standort 

benannt werden, welcher sodann im Falle eines Zuschlags für spätere Ausschreibungen 

gesperrt ist, um strategisches Bieterverhalten zu unterbinden. Insbesondere bedarf es für 

die Teilnahme an den Ausschreibungen keiner vorherigen immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigung. Geboten werden kann auch für Projekte, für welche schon eine 

immissionsschutzrechtliche Genehmigung vorliegt oder sonstige Realisierungsschritte 

unternommen worden sind. Zudem wird eine Sicherheitsleistung in Höhe von 200 Euro 

pro kW installierter Leistung des Wasserstoffkraftwerks zu leisten sein, mit der die Pönale 

im Falle der Nichtrealisierung abgesichert wird. 

(109) Vergleichbar mit den Regelungen im EEG und KWKG bzw. der aufgrund dieser 

Regelwerke erlassenen Rechtsverordnungen, werden Regelungen vorgesehen zu Geboten 

auf der Zuschlagsgrenze und zur Berücksichtigung von entwerteten Zuschlägen und zu 

Veränderungen des Ausschreibungsvolumens aufgrund von Rechtsmitteln gegen 

Entscheidungen der ausschreibenden Stelle.  

4. Gebotstermine und Ausschreibungsvolumina 

(110) Es ist im Jahr 2025 und im Jahr 2026 jeweils ein Gebotstermin geplant. Um 

ausreichenden Wettbewerb in den Ausschreibungen sicherzustellen, werden die 

Ausschreibungsvolumina unter Berücksichtigung des zu erwartenden Angebotes an 
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Anlagenprojekten festgelegt (z.B. auf Basis einer Erhebung von vertraulichen 

Interessensbekundungen). 

 Ausschreibungsvolumen 

2025 200 MW 

2026 300 MW 

5. Realisierungsfristen, Zulassung und Pönale 

(111) Die Realisierungsfrist für die Errichtung eines Sprinterkraftwerks beträgt sechs 

Jahre. Das Sprinterkraftwerk muss nach Realisierung zugelassen werden. Für dieses 

Zulassungsverfahren steht nach dem Vorbild der KWK-Ausschreibungsverordnung ein 

weiteres Jahr zur Verfügung.  

(112) Bei Nichtrealisierung nach Ablauf der Realisierungsfrist ist eine Pönale zu 

entrichten. Je länger die Realisierungsfrist überschritten wird, desto höher ist die Pönale. 

Die Pönale wird erhoben, indem die vor den Ausschreibungen zu leistende Sicherheit 

sukzessive einbehalten wird. Ist die Realisierungsfrist um ein Jahr überschritten, wird die 

volle Sicherheitsleistung einbehalten und der Zuschlag entwertet.  

(113) Neben der Pönalisierung von Verspätungen wird geprüft, ob auch positive Anreize 

für eine möglichst frühzeitige Inbetriebnahme der Anlagen gesetzt werden können. 

Möglich wäre dies beispielsweise über die Gewährung von zusätzlichen förderfähigen 

Gesamtvollbenutzungsstunden. 

6.  Sonstige Anforderungen 

(114) Vom Wasserstoffkraftwerk wird eine Mindestauslastung in Höhe von 200 

Vollbenutzungsstunden pro Jahr mit 100% Wasserstoff gefordert, um die kontinuierliche 

Funktionsfähigkeit der Anlage sicher zu stellen und die gewünschten Erfahrungen im 

Realbetrieb der Wasserstoffverstromung zu sammeln. Diese 

Mindestauslastungsverpflichtung besteht für die Dauer von zehn Jahren, d.h. so lange, wie 

die Förderung des Kraftwerks erfolgt. Bei Unterschreiten der Mindestauslastung wird die 

jährliche Pauschalzahlung des Wasserstoffkraftwerks entsprechend anteilig gekürzt. 

 

III. Langzeitstromspeicher – Ausschreibungen für Anlagen zur langfristigen 
Speicherung von Strom 

(115) Mit dem technologieneutralen Ausschreibungssegment für die Langzeitspeicherung 

von Strom sollen die technologische Entwicklung und der Markthochlauf von Anlagen 

angereizt werden, die Strom mittels eines Speichermediums über längere Zeit und in 

großen Mengen kostengünstig speichern können. Mit der Förderung sollen folglich 

Anlagen angereizt werden, die kostengünstig die Langzeitspeicherung von Strom für den 

Ausgleich des saisonal schwankenden Angebots von Windenergie und Photovoltaik 
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ermöglichen. Diese Anlagen sollen vor allem in Zeiten mit wenig Stromerzeugung aus 

Windenergie und Photovoltaik zur Deckung der Stromnachfrage beitragen.  

(116) Der Umfang dieses Ausschreibungssegments beträgt 500 MW. 

1. Gebotsfähige Projekte 

a. Definition eines Langzeitstromspeichers 

(117) Zu den Ausschreibungen zugelassen sind Anlagen, die Strom [mittels eines 

geeigneten Speichermediums] speichern, d.h. Strom zu einem Zeitpunkt aufnehmen und 

den gespeicherten Strom anteilig zu einem späteren Zeitpunkt wieder abgeben können. 

Anlagenkombinationen, die die Funktionen Einspeicherung, Energiespeicherung und 

Ausspeicherung in verschiedenen Anlagen an einem Standort erbringen, gelten als eine 

Langzeitstromspeicher-Anlage. Anlagen, in denen fossile Brennstoffe verstromt werden, 

sind nicht zugelassen.  

(118) Die Ausschreibungen sind technologieoffen, d.h. an die konkrete technische 

Ausführung der Anlage und des Speichermediums werden keine Anforderungen gestellt. 

Zur Erfüllung der Zielsetzung dieses Ausschreibungssegmentes müssen die Anlagen jedoch 

verschiedene Anforderungen erfüllen. Die Anlagen werden insbesondere durch die drei 

folgenden Kenngrößen beschrieben: Einspeicherleistung (Netzentnahmeleistung in MW), 

Ausspeicherleistung (Netzeinspeiseleistung in MW) und Stromspeicherkapazität (in MWh 

je MW Netzeinspeiseleistung).   

b. Kennzahlen des Stromspeichers 

(119) In den Ausschreibungen wird auf die installierte elektrische Netto-Nennleistung des 

Langzeitspeichers geboten. Diese entspricht der Netto-Nennleistung der 

Netzeinspeiseleistung der Anlage. Die Stromspeicherkapazität beschreibt die Dauer, mit 

der eine Anlage Strom mit der Netto-Nennleistung der Netzeinspeiseleistung in das Netz 

einspeisen kann. 

(120) Zu den Ausschreibungen zugelassen sind nur Langzeitspeicher-Anlagen mit einer 

elektrischen Netto-Nennleistung (Netzeinspeiseleistung) von mindestens 1 MW.  

(121) Die Netto-Nennleistung der Netzentnahmeleistung des Speichers muss zusätzlich 

mindestens 50% der Netzeinspeiseleistung betragen. Darüber hinaus muss die 

Stromspeicherkapazität so dimensioniert sein, dass der Speicher den gespeicherten Strom 

über eine Dauer von mindestens 72 Stunden mit der Netto-Nennleistung der 

Netzeinspeiseleistung in das Netz einspeisen kann.  

(122) In einem Zulassungsverfahren ist unter anderem nachzuweisen, dass in der Anlage 

tatsächlich Energie gespeichert werden kann und die Anforderungen an die 

Stromspeicherkapazität erfüllt werden.  
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c. Technische Eigenschaften des Langzeitstromspeichers 

(123) Es gelten die gleichen technischen Anforderungen wie für wasserstofffähige 

Gaskraftwerke sowohl für die Anlagen bzw. soweit es sich um Anlagenkombinationen 

handelt für die Teilanlagen (siehe B.I.1.g). Zusätzlich sind für Elektrolyseanlagen die 

„Technischen Anforderungen für den Netzanschluss von Elektrolyseanlagen“ der 

Übertragungsnetzbetreiber vom 5. Februar 202411 einzuhalten. 

2. Fördersystem 

a. Elemente und Dauer der Förderung  

(124) Die Förderung des Langzeitstromspeichers wird als Investitionskostenförderung 

gewährt. Sie erfolgt über einen Zeitraum von zehn Jahren in zehn gleichen Tranchen.  

(125) Geboten wird auf die Investitionskostenförderung in Euro/KW (Gebotswert). Die 

Gebote werden durch einen Höchstwert begrenzt. Die Investitionskostenförderung wird 

nach erfolgter Zulassung des Kraftwerks ab dem Zeitpunkt der vollständigen 

Inbetriebnahme in zehn gleichmäßigen jährlichen Raten ausbezahlt. Die Gebotsreihung 

erfolgt auf Grundlage des Verhältnisses des Gebotswerts zur Speicherkapazität:  

Zuschlagskriterium = Gebotswert (in Cent/kWh) / Speicherkapazität (in MWh/MW). 

b. Vermeidung unzulässiger Überförderung 

(126) Auch bei der Förderung von Speichern wird aktuell geprüft, ob zur Vermeidung 

einer Überförderung eine Abschöpfungsregelung (sog. „Claw Back“) geschaffen werden 

muss. Insbesondere wird geprüft, ob für den unwahrscheinlichen Fall unvorhergesehener 

und außergewöhnlicher Marktentwicklungen auch Speicher unvorhergesehene und 

außergewöhnlich hohe Erlöse aus dem Strompreisspread erwirtschaften können. Dies 

wäre dann der Fall, wenn eine Korrelation zwischen außergewöhnlich hohen 

Marktpreisen und Preisspreads zu erwarten wäre. 

c. Verfahren 

(127) Die Auktionen werden als sogenannte „frühe Ausschreibung“ durchgeführt, d.h. es 

wird nur vergleichsweise geringe Anforderungen für die Teilnahme an den 

Ausschreibungen (Präqualifikationsbedingungen) geben. Vergleichbar den 

Ausschreibungen nach der KWK-Ausschreibungsverordnung muss lediglich ein Standort 

benannt werden, welcher sodann im Falle eines Zuschlags für spätere Ausschreibungen 

gesperrt ist, um strategisches Bieterverhalten zu unterbinden. Insbesondere bedarf es für 

die Teilnahme an den Ausschreibungen keiner vorherigen immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigung. Geboten werden kann auch für Projekte, für welche schon eine 

 

11 Die technischen Anforderungen sind hier herunterzuladen: https://www.netztransparenz.de/de-
de/%C3%9Cber-uns/Studien-und-Positionspapiere/Anforderungen-an-Elektrolyseanlagen 
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immissionsschutzrechtliche Genehmigung vorliegt oder sonstige Realisierungsschritte 

unternommen worden sind. Zudem wird eine Sicherheitsleistung in Höhe von 200 Euro 

pro kW installierter elektrischer Leistung des Langzeitstromspeichers zu leisten sein, mit 

der die Pönale im Falle der Nichtrealisierung abgesichert wird. 

(128) Vergleichbar den Regelungen im EEG und KWKG bzw. der aufgrund dieser 

Regelwerke erlassenen Rechtsverordnungen werden Regelungen vorgesehen zu Geboten 

auf der Zuschlagsgrenze und zur Berücksichtigung von entwerteten Zuschlägen und zu 

Veränderungen des Ausschreibungsvolumens aufgrund von Rechtsmitteln gegen 

Entscheidungen der ausschreibenden Stelle.  

3. Gebotstermine und Ausschreibungsvolumina 

(129) Es werden im Jahr 2025 und im Jahr 2026 jeweils ein Gebotstermin geplant. Um 

ausreichenden Wettbewerb in den Ausschreibungen sicherzustellen, werden die 

Ausschreibungsvolumina unter Berücksichtigung des zu erwartenden Angebotes an 

Anlagenprojekten festgelegt (z.B. auf Basis einer Erhebung von vertraulichen 

Interessensbekundungen). 

 Ausschreibungsvolumen 

2025 200 MW 

2026 300 MW 

 

4. Realisierungsfristen, Zulassung und Pönale 

(130) Die Realisierungsfrist für die Errichtung eines Langzeitstromspeichers beträgt sechs 

Jahre. Nach Inbetriebnahme muss ein Zulassungsverfahren durchlaufen werden. Für 

dieses Zulassungsverfahren steht nach dem Vorbild der KWK-Ausschreibungsverordnung 

ein weiteres Jahr zur Verfügung.  

(131) Bei Nichtrealisierung nach Ablauf der Realisierungsfrist ist eine Pönale zu 

entrichten. Je länger die Realisierungsfrist überschritten wird, desto höher ist die Pönale. 

Die Pönale wird erhoben, indem die vor den Ausschreibungen zu leistende Sicherheit 

sukzessive einbehalten wird. Ist die Realisierungsfrist um ein Jahr überschritten, wird die 

volle Sicherheitsleistung einbehalten und der Zuschlag entwertet.  

(132) Neben der Pönalisierung von Verspätungen wird geprüft, ob auch positive Anreize 

für eine möglichst frühzeitige Inbetriebnahme der Anlagen gesetzt werden können. 

Möglich wäre dies beispielsweise über die Gewährung von zusätzlichen förderfähigen 

Gesamt-Vollbenutzungsstunden. 

5. Sonstige Anforderungen 

(133) Vom Langzeitstromspeicher wird eine Mindestauslastung von 72 Stunden pro Jahr 

gefordert, um die kontinuierliche Funktionsfähigkeit der Anlage sicher zu stellen. Diese 
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Mindestauslastungsverpflichtung besteht bis zum Ablauf des zehnten Jahres, d.h. so lange, 

wie die Förderung des Kraftwerks erfolgt. Die Mindestauslastung kann in mehreren 

Einspeise- und Ausspeisevorgängen über das Jahr verteilt geleistet werden. Bei 

Unterschreiten der Mindestauslastung wird die jährliche Pauschalzahlung des 

Langzeitspeichers entsprechend anteilig gekürzt. 

 

C. Zu konsultierende Aspekte der beihilferechtlichen Rechtfertigung 

I. Die Beihilfefähigkeit der drei Maßnahmen 

(134) Das BMWK ist der Auffassung, dass die Erzeugung und Speicherung von Wasserstoff 

und dessen Rückverstromung perspektivisch die kostengünstigste und effektivste Variante 

für die Langzeitspeicherung von Strom in einem klimaneutralen Stromsystem ist oder 

zumindest einen sehr wesentlichen Beitrag leisten wird. Für ein dekarbonisiertes 

Energiesystem auf Basis erneuerbarer Energien neben der flexiblen Nachfrage, der 

zunehmenden Kopplung von Energiesektoren und der Erschließung entsprechender 

Flexibilitätspotenziale, der grenzüberschreitenden Energieversorgung im europäischen 

Energiesystem und einer Zunahme von Batterien auch ein gewisser Anteil steuerbarer 

dekarbonisierter Kraftwerke im Gesamtsystem, unabdingbar. Aus diesem Grunde zielen 

die vorstehend skizzierten Maßnahmen mit Ausnahme der Ausschreibungen für 

Langzeitspeicher auf die Errichtung von Kraftwerken ab, die eine Verstromung von 

Wasserstoff ermöglichen. 

(135) Die möglichen Alternativen werden die Rolle einer kosteneffizienten 

Langzeitspeicherung nicht oder nur begrenzt erfüllen können: 

• Die Stromerzeugung aus Erdwärme deckt nur 0,03 % der gesamten 

Energieerzeugung in Deutschland ab. Die geologischen Voraussetzungen für einen 

signifikanten Ausbau dieser Stromquelle werden in absehbarer Zeit nicht gegeben 

sein. 

• Strom aus Wasserkraft ist aufgrund fehlender Ausbaupotenziale nicht für die 

Langzeitspeicherung geeignet. In Deutschland gibt es 40 GWh an installierten 

Pumpspeicherkraftwerken zur Abdeckung kurzfristiger Schwankungen 

(Nachfragespitzen) und 20 TWh Stromerzeugung aus Wasserkraftwerken. Für die 

saisonale Speicherung ist Wasserkraft aufgrund der geringen Größe der Stauseen 

nicht geeignet. Auch das Ausbaupotenzial der Wasserkrafterzeugung ist aufgrund 

topografischer Gegebenheiten und Umweltschutzauflagen sehr begrenzt. 

• In ihrer Carbon Management Strategie hat die Bundesregierung festgelegt, dass 

CCS/CCU verwendet werden darf, aber nicht finanziell unterstützt wird. 

• Wärmepumpen und Wärmespeicher sind Schlüsseltechnologien zur Deckung des 

zukünftigen Wärmebedarfs und bieten zugleich Flexibilitätspotenziale aus Sicht des 

Stromsystems. Allerdings verbleibt auch bei Berücksichtigung der Potenziale der 
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saisonalen Wärmespeicherung ein erheblicher darüber hinaus gehender Bedarf zur 

Abdeckung des saisonalen Flexibilitätsbedarfs im Stromsystem.  

• Das Potenzial nachhaltiger Biomasse in Deutschland ist begrenzt. Im Jahr 2022 

betrug die Stromerzeugung aus Biomasse 41 TWh oder 7 % der Stromerzeugung. 

Energieszenarien zeigen langfristig eine rückläufige Stromerzeugung aus Biomasse, 

da Biomasse in anderen Sektoren als der Stromerzeugung dringender benötigt 

wird. 

• Batterien haben eine Kapazität von ein bis zwei Stunden und sind daher klassische 

Kurzzeitspeicher. Die Kosten für die Speicherung halten sich in Grenzen, wenn die 

Batterien eine hohe Zyklenzahl (100 bis 200 pro Jahr) realisieren können. Würden 

sie jedoch zur Langzeitspeicherung eingesetzt, wären die Kosten sehr hoch, da sie 

nur einen Zyklus pro Jahr erreichen könnten. 

• Um eine rasche und effiziente Dekarbonisierung zu erreichen, sollen auch 

Modernisierungen bestehender Gaskraftwerke in den vorgeschlagenen 

Ausschreibungen bis zu einem gewissen Grad förderfähig sein. Ihre Teilnahme ist 

begrenzt, weil das vorrangige Ziel der Ausschreibungen die Sicherstellung eines 

ausreichenden Neubaus von Kraftwerkskapazitäten bei gleichzeitiger 

Dekarbonisierung des Kraftwerksparks ist. Neue dekarbonisierte Kraftwerke 

haben höhere Investitionskosten, längere Vorlaufzeiten und benötigen daher 

längere Refinanzierungszeiträume.  Die vorgeschlagenen Maßnahmen sollen dafür 

sorgen, dass diese Kapazitäten das Stromsystem rechtzeitig ergänzen können. 

Darüber hinaus müssen der Wasserstoffhochlauf und die Erprobung und der 

Aufbau der Wasserstoffkraftwerkstechnologie und der Wasserstoffinfrastruktur 

angestoßen werden. Das vorgeschlagene Volumen an neuen Kraftwerken ist ein 

„no regret“, da in allen Szenarien ein deutlich höherer Anteil an neuen 

dekarbonisierten Kraftwerken benötigt wird, um ein klimaneutrales Stromsystem 

zu gewährleisten. Die Modernisierung bestehender Anlagen und die 

Flexibilisierung der Nachfrage erfordern in der Regel deutlich geringere 

Investitionskosten und somit kürzere Refinanzierungszeiten. Sie werden durch 

Marktanreize gefördert und darüber hinaus in dem ab 2028 geltenden 

Kapazitätsmechanismus berücksichtigt. 

(136) Vor diesem Hintergrund nimmt das BMWK an, dass die hier beschriebene 

Beihilfefähigkeit der Ausschreibungen für wasserstofffähige Gaskraftwerke und der 

Sprinterkraftwerke, dadurch begründbar ist, dass eine andere technisch machbare, 

kosteneffiziente und dekarbonisierte Stromerzeugung zur Deckung der Residuallast in der 

erforderlichen Größenordnung für ein weitgehend klimaneutrales Stromsystem aktuell 

nicht ersichtlich ist und weil der Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft im Kraftwerksbereich 

ein wichtiges langfristiges Technologieentwicklungs- und Dekarbonisierungsziel ist. 

(137) Gleichzeitig sind die Ausschreibungen für Langzeitstromspeicher aber auch offen 

und wettbewerblich, um die Erprobung von Technologien zur Langzeitspeicherung zu 

ermöglichen. Mit dem 72-Stunden-Kriterium wird bei diesen Ausschreibungen eine, bei 

unterstellter technologischer Entwicklung, ggfs. auch von anderen Technologien 

erreichbare, Speicherkapazität als Anforderung normiert, um die Notwendigkeit der 

Langfristspeicherung im künftigen Energiesystem zu adressieren. 
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(138) Darüber hinaus werden weitere Maßnahmen folgen, wie die 2. Säule des 

Kraftwerkssicherheitsgesetzes und der offene und wettbewerbliche 

Kapazitätsmechanismus. 

(1) Wie bewerten Sie die Beihilfefähigkeit der im Konsultationsdokument beschriebenen 

Maßnahmen? 

(2) Stimmen Sie zu, dass Wasserstoff langfristig eine nachhaltige, sichere und 

kosteneffiziente Langzeitspeicher-Technologie ist, die den Kraftwerkspark 

dekarbonisieren kann? 

(3) Teilen Sie die Ansicht, dass die Förderung auf die in der nationalen 

Wasserstoffstrategie genannten Wasserstofffarben beschränkt werden sollte? 

Wenn möglich, legen Sie bitte geeignete Nachweise zur Untermauerung Ihrer Antworten 

vor. 

II. Methode und Schätzung der Subvention pro vermiedener Tonne Emissionen 
in CO2-Äquivalenten 

(139) Das BMWK hat für die Maßnahmen, die Gegenstand dieser Konsultation sind, die zu 

erwartenden Einsparungen von CO2-Emissionen in der Stromerzeugung, sowie die mit den 

Maßnahmen verbundenen Förderkosten geschätzt. Die Schätzung beruht auf der 

Annahme, dass entsprechend der geplanten Ausschreibungsmengen in den Jahren 2029 

bis 2032 schrittweise 5 GW wasserstofffähige Gaskraftwerke, 2 GW auf 

Wasserstofffähigkeit umgerüstete Gaskraftwerke und 0,5 GW Wasserstoffkraftwerke den 

Betrieb aufnehmen, und dass die wasserstofffähigen Gaskraftwerke am ersten Tag des 

achten Jahres nach ihrer Inbetriebnahme auf den Betrieb mit 100 % Wasserstoff 

umstellen.  

(140) Für die Abschätzung der vermiedenen CO2- Emissionen werden zwei 

unterschiedliche Szenarien verwendet, um alternative zukünftige Entwicklungen zu 

berücksichtigen. Der Unsicherheit über die zukünftige Entwicklung wird mit einer 

Darstellung der Ergebnisse in einer Spannweite Rechnung getragen. Die Szenarien werden 

im Folgenden kurz skizziert. 

(141) Im Szenario A werden im Vergleich zu Szenario B etwas höhere Ausbaupfade bei den 

erneuerbaren Energien erreicht. Der Stromverbrauch ist in diesem Szenario etwas höher. 

Auch die CO2-Preise sind mit ca. 130 Euro pro Tonne im Jahr 2030 höher, was insgesamt 

zu einem geringeren Einsatz der verbleibenden Kohlekraftwerke führt. In diesem Szenario 

sinkt der Anteil der Stromerzeugung aus Kohle im Referenzstrommix bis zum Jahr 2035 

auf Null, sodass der Referenzstrommix ab 2035 ausschließlich auf Erdgas beruht und einen 

CO2-Gehalt von 389 kg CO2 pro MWhel erreicht. 

(142) Für das Szenario B wird der Preispfad aus den Projektionen der EU-Kommission 

unterstellt, der beispielsweise für CO2 einen Wert von ca. 95 Euro im Jahr 2030 annimmt. 

Im Vergleich zu Szenario A sind die Gaspreise etwas höher, was in Summe einen etwas 
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größeren Einsatz der verbleibenden Kohlekraftwerke mit sich bringt. In diesem Szenario 

verlassen die letzten Kohlekraftwerke im Jahr 2038 den Markt. 

(143) Die Abschätzung der Förderkosten beruht auf einer Schätzung der Gebotswerte für 

die Investitionskostenförderung, für die eine Investition in den Bau und Betrieb der 

Anlagen wirtschaftlich ist. Für die Schätzung der Brennstoffkostenförderung wird 

angenommen, dass die jährlich förderfähigen Betriebsstunden während der Dauer der 

Brennstoffkostenförderung erreicht werden. 

(144) Die Abschätzungen sind als grobe Approximation zu verstehen, die nicht auf Basis 

einer vollständigen Strommarktmodellierung erstellt wurde. Die CO2-Einsparungen 

können niedriger ausfallen, wenn geringere Substitutionseffekte auftreten. Sie können 

auch höher ausfallen, wenn mehr kohlebasierte Stromerzeugung verdrängt würde. Die 

Höhe der für den Bau der geplanten Kraftwerkskapazitäten erforderlichen Fördermittel 

hängt von den tatsächlichen Kosten und der Wettbewerbsintensität in den 

Ausschreibungen ab, die Kosten der Brennstoffkostenförderung von der Entwicklung der 

Erdgas-, CO2- und Wasserstoffpreise. 

(145) Das BMWK schätzt auf Grundlage der vorstehend skizzierten Annahmen, dass die 

Maßnahmen in den Jahren 2029 bis 2045 insgesamt zu einer Einsparung von CO2-

Äquivalenten im folgenden Umfang führen werden: 

48-63 Megatonnen CO2-Äquivalent (MtCO2e) 

(146) Die Kraftwerke werden in Summe in den Jahren 2029 bis 2045 ca. 56 

Terrawattstunden (TWh) Strom aus Wasserstoff und ca. 232 TWh Strom aus Erdgas 

erzeugen. Der CO2-Einsparung stehen geschätzte Förderkosten im Zeitraum 2029 bis 2045 

in Höhe von 9,4 Mrd. Euro für Investitionskostenförderung und 2,8 Mrd. Euro für 

Betriebskostenförderung, mithin in Summe 12,2 Mrd. Euro Förderkosten gegenüber. 

Daraus ergeben sich Vermeidungskosten in Höhe von 195-255 Euro pro vermiedener 

Tonne CO2. 

(147) Der Anteil der neu installierten wasserstofffähigen Kraftwerke nach Abschnitt B.I an 

den geschätzten CO2-Einsparungen im Zeitraum 2029 bis 2045 beträgt 33-43 MtCO2e. Die 

für diese Kraftwerke entstehenden geschätzten Förderkosten betragen im Zeitraum im 

Zeitraum 2029 bis 2045 7,2 Mrd. Euro für die Investitionskostenförderung und 1,2 Mrd. 

Euro für die Brennstoffförderung, insgesamt 8,4 Mrd. Euro. Dies entspricht 

Vermeidungskosten in Höhe von 195-257 Euro pro vermiedener Tonne CO2. 

(148) Der Anteil der auf Wasserstoff umgerüsteten Kraftwerke nach Abschnitt B.I an den 

geschätzten CO2-Einsparungen im Zeitraum 2029 bis 2045 beträgt 13-17 MtCO2e. Die für 

diese Kraftwerke entstehenden geschätzten Förderkosten betragen im Zeitraum im 

Zeitraum 2029 bis 2045 1,6 Mrd. Euro für die Investitionskostenförderung und 0,5 Mrd. 

Euro für die Brennstoffförderung, insgesamt 2,1 Mrd. Euro. Dies entspricht 

Vermeidungskosten in Höhe von 121-159 Euro pro vermiedener Tonne CO2. 

(149) Der Anteil der Wasserstoffkraftwerke nach Abschnitt B.II an den geschätzten CO2-

Einsparungen im Zeitraum 2029 bis 2045 beträgt 2,3-2,5 MtCO2e. Die für diese Kraftwerke 

entstehenden geschätzten Förderkosten betragen im Zeitraum im Zeitraum 2029 bis 2045 

0,6 Mrd. Euro für die Investitionskostenförderung und 1,2 Mrd. Euro für die Marktprämie, 
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insgesamt 1,8 Mrd. Euro. Dies entspricht Vermeidungskosten in Höhe von 730-800 Euro 

pro vermiedener Tonne CO2. Die Maßnahme dient insbesondere auch dazu, die 

technologische Entwicklung der Zukunftstechnologie Wasserstoff-Kraftwerke voran zu 

bringen und so die Technologiekosten zu senken und damit die Effizienz der CO2-

Einsparung zu erhöhen. 

(4) Wie bewerten Sie diese Einschätzung des Bundesministeriums für Wirtschaft und 

Klimaschutz bezüglich der Methodik und Schätzung der Subvention pro vermiedener 

Tonne Emissionen in CO2-Äquivalenten? Haben Sie Verbesserungsvorschläge zur 

Methodik? 

III. Nutzung und der Umfang von Ausschreibungen sowie etwaige Ausnahmen 

(5) Wie bewerten Sie die unter Abschnitt B. „Ausschreibung und Förderdesign“ skizzierte 

Ausgestaltung bzw. die Ausgestaltungsoptionen der Fördermaßnahmen? 

(6) Teilen Sie die Einschätzung des BMWK, dass die oben dargestellten zwei 

Anlagentypen (wasserstofffähige Gaskraftwerke und Sprinter) in zwei 

unterschiedlichen Verfahren ausgeschrieben werden sollten? 

(7) Stimmen Sie zu, dass die gewählte Aufteilung der Ausschreibungsmengen für 

wasserstofffähige Gaskraftwerke (Abschnitt B.I), für Sprinterkraftwerke (Abschnitt 

B.II) und für Langzeitstromspeicher (Abschnitt B.III) eine möglichst kostengünstige 

Dekarbonisierung des Kraftwerkparks erlaubt? 

Wenn möglich, legen Sie bitte geeignete Nachweise zur Untermauerung Ihrer Antworten 

vor. 

IV. Wichtigste Parameter des Verfahrens zur Bewilligung der Beihilfen 

(8) Wie bewerten Sie die unter Abschnitt B. skizzierte Ausgestaltung der Maßnahmen in 

Hinblick auf die Parameter des Verfahrens zur Bewilligung der Beihilfen und auf die 

Ermöglichung von Wettbewerb zwischen verschiedenen Arten von 

Beihilfeempfängern? 

In diesem Zusammenhang wird zusätzlich um die Beantwortung der folgenden Fragen 

gebeten: 

(9) Wie schätzen Sie das Risiko von Wettbewerbsverzerrungen auf den Strommärkten 

durch die gezielte Förderung neuer Kraftwerke ein? 

(10)  Gibt es aus Ihrer Sicht Gründe, gezielt neue Anlagen zu fördern?  

(11)  Ist aus Ihrer Sicht ein Interessenbekundungsverfahren sinnvoll und 

erforderlich? Gibt es aus Ihrer Sicht eine geeignetere Alternative? 
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(12)  Für die Sprinterausschreibungen wurde ein Vergütungsmodell vorgeschlagen 

(Marktprämien-Modell). Als alternatives Modell wurde eine 

Investitionskostenförderung (mit einem Brennstoff-CfD) dargestellt. Wie bewerten Sie 

die beiden Modelle:  

a. um die Kosten der Förderung auf das notwendige Minimum zu reduzieren? 

b. um den Wettbewerb auf den Elektrizitätsmärkten so wenig wie möglich zu 

beeinträchtigen und um das Ziel der Maßnahme, Strom aus fossilen Kraftwerken 

aus der Merit-Order zu verdrängen, zu erreichen (bitte differenzieren Sie zwischen 

den verschiedenen Märkten wie Intraday, Day-ahead etc.)? 

c. mit Blick auf die Systemeffizienz, um die Ziele der Maßnahmen zu erreichen? 

(13)  Für sämtliche Ausschreibungen soll ein Rückforderungsverfahren (Clawback-

Mechanismus) etabliert werden, welches sicherstellt, dass keine Überförderung 

eintritt.  

a. Wie bewerten Sie die skizzierten Verfahren zur erzeugungsabhängigen bzw. -

unabhängigen Abschöpfung?  

b. Welche Variante ist aus Ihrer Sicht vorzuziehen?  

c. Sollten in den Maßnahmen unter 4.1 und 4.8 KUEBLL unterschiedliche 

Mechanismen oder derselbe Clawback-Mechanismus angewendet werden?  

d. Haben Sie konkrete Änderungsvorschläge zur Ausgestaltung des 

Abschöpfungsmechanismus für eine oder alle Maßnahmen?  

e. Welcher Zeitraum sollte von der Abschöpfung umfasst sein – denkbar wäre zum 

Beispiel der Zeitraum der CAPEX-Förderung, der OPEX-Förderung oder der 

gesamten Förderung. 

(14)  Ist der Day-ahead-Markt aus Ihrer Sicht ein geeigneter Referenzmarkt für die 

Beurteilung, ob ein Wasserstoffkraftwerk fossile Brennstoffe ersetzt? Wenn nicht, 

welchen alternativen Markt würden Sie vorschlagen? 

(15)  Wie beurteilen Sie die vorgegebenen förderfähigen Vollbenutzungsstunden in 

beiden Maßnahmen (wasserstofffähige Gaskraftwerke und 

Wasserstoffsprinterkraftwerke)?  

(16)  Für wasserstofffähige Gaskraftwerke ist die Übertragbarkeit nicht abgerufener 

förderfähiger Brennstoffmengen bzw. Vollbenutzungsstunden über den vierjährigen 

Förderzeitraum der Betriebskostenförderung hinaus begrenzt. Ist das aus Ihrer Sicht 

eine unter Anreizgesichtspunkten in Bezug auf die Nutzung der Brennstoffmengen 

bzw. Volllaststunden sinnvolle Lösung?  

(17)  Wie beurteilen Sie die Beschränkung auf 100% Wasserstoffbetrieb? Halten Sie 

eine 2% Verunreinigungsregel für angemessen? 
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(18)  Wie beurteilen Sie den Umstand, dass nach dem verpflichtenden 

Umstiegsdatum neben dem Wasserstoffbetrieb kein bivalenter Betrieb mit Erdgas 

ermöglicht wird? 

(19)  Wie beurteilen Sie die Vorgabe einer 90% Abscheidungsquote bei Anwendung 

von CCS falls der Umstieg auf Wasserstoff nicht möglich ist? 

(20)  Welcher durchschnittliche Wirkungsgrad sollte Ihrer Meinung nach im 

Rahmen des Contracts for Difference für die Berechnung der zu fördernden 

Brennstoffmenge angenommen werden. (vgl. Abschnitt B.I.2.a).  

(21)  Wie sehen Sie die pauschale Finanzierung einer festen Brennstoffmenge?    

(22)  Müssen aus Ihrer Sicht die Unterschiede zwischen den Netzentgelten für 

Erdgas und Wasserstoff im Rahmen der CfD-Berechnung berücksichtigt werden oder 

macht die Deckelung der Wasserstoffentgelte auf ein marktgängiges Niveau durch 

das Wasserstoffamortisationskonto eine Berücksichtigung entbehrlich? 

(23)  Zu den Ausschreibungen für wasserstofffähige Gaskraftwerke sollen nur solche 

Projekte zugelassen werden, die sich in räumlicher Nähe zum Wasserstoff-Kernnetz 

befinden. Mit welcher maximalen Entfernung (Luftlinie in km) sollte diese „räumliche 

Nähe“ aus ihrer Sicht definiert werden und weshalb?  

(24)  In den Ausschreibungen für umrüstbare Wasserstoffkraftwerke wurde ein 

Bonusmodell für die regionale Steuerung der Kraftwerke vorgeschlagen. Ist dieses 

Modell aus Ihrer Sicht geeignet? 

(25)  Sehen Sie Alternativen zur regionalen Differenzierung, wo ein 

Kraftwerkszubau möglichst systemdienlich ist anstelle der gewählten Aufteilung nach 

Ländern?  

a. Wenn ja, welche?  

b. Ist die Aufteilung ein Drittel vs. zwei Drittel zwischen netztechnischem Norden und 

Süden angemessen?  

c. Wie bewerten Sie die Einteilung der Bundesländer für den „netztechnischen 

Süden“?  

(26)  Wie bewerten Sie die technischen Mindestanforderungen unter B.I.1.g) und 

B.II.1.d)? 

(27)  Fehlinvestitionen in fossile Kraftwerke und Situationen, in denen die 

ausgeschriebenen Anlagen zum Zeitpunkt des Brennstoffwechsels nicht ans Netz 

gehen können, weil das Wasserstoffnetz im netztechnischen Süden nicht ausreichend 

ausgebaut ist, sollten vermieden werden.  
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a. Wie beurteilen Sie in diesem Zusammenhang eine Nichtanwendung des 

Südbonuses für den Fall, dass bestimmte Meilensteine des Wasserstoffnetzausbaus 

zum Zeitpunkt der Ausschreibungen nicht erfüllt sind?  

b. Welche konkreten Meilensteine würden Sie für notwendig erachten?      

(28)  Welche der beiden Preissetzungsregeln „Pay-as-bid“ und „Pay-as-cleared“ 

halten Sie für das bzw. die Auktionsverfahren für geeignet und wie begründen Sie 

dies? 

(29)  Wie viele Stunden kann ein typisches neues Gaskraftwerk ohne signifikante 

Instandhaltungsinvestitionen laufen? 

(30)  Was ist in der Regel die größte Investition, die bei einem neuen Gaskraftwerk 

getätigt wird? In welchem Verhältnis stehen die Investitionskosten in ein neues 

Gaskraftwerk zu den Kosten für die Umrüstung eines solchen neuen Gaskraftwerks zu 

einem wasserstofffähigen Gaskraftwerk?  

(31)  Wie viele Stunden pro Jahr sind derzeit Gaskraftwerke auf dem deutschen 

Markt in Betrieb? 

(32)  Wie viele Stunden pro Jahr werden Gaskraftwerke im Jahr 2032 bzw. 2038 auf 

dem deutschen Markt laufen? Bitte erläutern Sie, wie die Schätzung berechnet wurde. 

(33)  Wie viele Stunden pro Jahr werden Kraftwerke auf dem deutschen Markt nach 

der Umstellung auf Wasserstoff bis zum Ende ihrer Lebensdauer in Betrieb sein? Und 

wie viele Stunden, bevor größere (Instandhaltungs-)Investitionen erforderlich 

werden? Bitte erläutern Sie, wie die Schätzung berechnet wurde. 

(34)  Wie schätzen Sie die Beschränkung des Höchstpreises für die Gebote für 

wasserstofffähige Gaskraftwerke auf 80 Prozent der mit der Investition verbundenen 

Kosten, d.h. Investitionskosten einschließlich Kapitalkosten ein auch vor dem 

Hintergrund, dass in den ersten sieben Jahren Stromerlöse als Gaskraftwerk ohne 

Abschöpfung erzielt werden kann? 

(35)  Zur Ausschreibung wasserstofffähiger Gaskraftwerke: Es wird vorgeschlagen, 

die Maßnahme auf solche Nachrüstungen zu begrenzen, deren Kosten mindestens 70 

Prozent der Kosten eines möglichen neuen wasserstofftauglichen Gaskraftwerks 

betragen, vor allem weil davon ausgegangen wird, dass sich weniger teure 

Nachrüstungen ohne Unterstützung auf dem Markt entwickeln würden. Was halten 

Sie von dieser Einschränkung und den ihr zugrunde liegenden Annahmen? Welche 

Investitionsschwelle könnte Kosteneffizienz gewährleisten und das richtige Maß an 

Wettbewerb ermöglichen?  

V. Annahmen zur Quantifizierung von Anreizeffekten, Erforderlichkeit und 
Angemessenheit  

In diesem Zusammenhang wird um Beantwortung der folgenden Fragen gebeten: 
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(36)  Inwieweit sind aus Ihrer Sicht die auszuschreibenden Gesamtkapazitäten für 

neue Kraftwerke als erster Schritt auf dem Weg zur Dekarbonisierung des 

Kraftwerksparks notwendig? 

(37)  Welcher Teil der derzeit verfügbaren Gaskraftwerks-Kapazität in Deutschland 

kann Ihrer Einschätzung nach zu welchen Kosten am ersten Tag des achten Jahres 

nach Inbetriebnahme auf einen wasserstoffbasierten Betrieb umgestellt werden? 

Antworten auf die folgenden Fragen können Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

enthalten. Diese werden nicht veröffentlicht.  

Erkenntnisse zur Marktsituation und Aussichten für die Dekarbonisierung der 

Stromerzeugung: 

(38)  Betreiben Sie ein oder mehrere Gaskraftwerke in Deutschland? Falls ja, listen 

Sie diese bitte auf und geben die jeweilige Kapazität (in MW) an.  

(39)  Gibt es von Ihrer Seite derzeit Pläne, in neue Erdgaskraftwerke in Deutschland 

zu investieren? Wenn ja,  

a. welche Leistung und welcher Inbetriebnahmezeitpunkt ist geplant?  

b. Wie hoch schätzen sie die ungefähren erwarteten Kosten pro Megawatt?  

c. Von welchem Förderbedarf gehen Sie aus (geschätzte notwendige Subventionen in 

EUR/kW)? 

(40)  Planen Sie die Errichtung eines H2-ready/wasserstofffähigen Kraftwerks? Falls 

ja: 

a. Falls ja, bitte erläutern Sie die Definition für die H2-

Readiness/Wasserstofffähigkeit und den Zeitplan der Verfügbarkeit.  

b. Falls nein, geben Sie bitte die Gründe an.  

c. Geben Sie bitte auch an, ob Ihre Antwort von den zusätzlichen Kosten für die H2-

Readiness und bei der Umstellung des Betriebs davon abhängt, ob der Wasserstoff 

erneuerbar ist oder nicht. 

d. Von welcher Lebensdauer des Kraftwerks gehen Sie aus? 

e. Von welchen Einsatzzeiten (in Stunden mit mindestens 50% Auslastung der 

Nennleistung der Anlage pro Jahr) gehen Sie im Jahr 2035 aus? 

(41)  Planen Sie bestehende Kraftwerke in Deutschland auf den Einsatz von 

erneuerbarem oder CO2-armem Wasserstoff umzurüsten?  

a. Wenn ja, beschreiben Sie bitte die Merkmale und den Zeitplan (siehe Ziffern i. bis 

vi. der vorhergehenden Frage.  
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b. Wenn nein, geben Sie bitte die Gründe an.  

(42)  Wäre aus Ihrer Sicht eine staatliche Förderung erforderlich, um die Umstellung 

Ihrer bestehenden Gasanlagen auf die Verwendung von 100% erneuerbarem oder 

CO2-armem Wasserstoff zu ermöglichen? Wenn ja, begründen Sie bitte Ihre Antwort 

und beschreiben Sie den Umfang und die Art der erforderlichen Förderung. Bitte 

erläutern Sie, ob eine Förderung für alle oder nur für einige Kraftwerke erforderlich 

ist und begründen Sie, warum.  

(43)  Welche Kosten entstehen Ihrer Ansicht nach für den Bau neuer 

wasserstofffähiger Anlagen und für die Umrüstung von Gaskraftwerken auf 100% 

Wasserstoffbetrieb?  

(44)  Wie schätzen Sie die Entwicklung des Wasserstoffmarktes ein?  

Wenn möglich, legen Sie bitte geeignete Belege zur Untermauerung Ihrer Antworten vor. 

VI. Neue Investitionen in Stromerzeugung auf Erdgasbasis: Geplante Vorkehrung 
zur Gewährleistung der Übereinstimmung mit den Klimazielen der 
Europäischen Union 

In diesem Zusammenhang wird um Darlegung der Umweltvorteile gebeten, die die 

Maßnahme aus Ihrer Sicht mit sich bringt. Zudem wird um Beantwortung der folgenden 

Fragen gebeten:  

(45)  Sehen Sie Situationen, in denen die Kraftwerke auch nach 2035 weiterhin am 

Strommarkt auf Erdgasbasis agieren müssen? Wenn ja, welche? 

(46)  Sollten zusätzliche Sicherheitsvorkehrungen getroffen werden, um die weitere 

Nutzung von Erdgas zur Stromerzeugung auf dem Strommarkt nach 2035 zu 

verhindern? 

VII. Sonstige beihilferechtlich relevante Aspekte 

(47)  Werden Ihrer Meinung nach die Förderung des Einsatzes von Wasserstoff in 

der Stromerzeugung und damit einhergehende Skaleneffekte bei der Herstellung von 

Wasserstoff dazu führen, dass die Kosten für Wasserstoff für den Einsatz in der 

Industrie perspektivisch sinken werden und der Hochlauf der Wasserstoffindustrie 

angeschoben wird?  

(48)  Ist CCS in Verbindung mit Erdgasverstromung eine wirtschaftliche Alternative 

zur Wasserstoffverstromung und wenn ja, ab wann halten Sie diese Technologie für 

marktgängig bzw. welche CO2-Preise müssen dafür erreicht werden?  

(49)  Haben Sie weitere Anmerkungen zur Angemessenheit und zu den 

Auswirkungen der hier beschriebenen Maßnahmen auf den Wettbewerb? 
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Wenn möglich, legen Sie bitte geeignete Dokumente zur Untermauerung Ihrer Antworten 

vor. 
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